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Bgm. Mag. Alfred Riedl 
Präsident des
Österreichischen Gemeindebundes

Die Gemeinden, die Bürger­
meisterinnen und Bürgermeister 
sowie die Gemeindemandatar­
innen und Gemeindemandatare 
tragen seit Jahrzehnten große 
Verantwortung für die Entwick­
lung unserer Demokratie und 
unseres Landes. 

Schon seit der Gemeindeverfas­
sungsnovelle 1962 hat die ver­
fassungsrechtliche Stellung der 
österreichischen Gemeinden 
auch im europäischen Vergleich 
eine Vorbildfunktion. So wurden 
den Gemeinden sehr weite Ent­
scheidungsmöglichkeiten und 
wichtige Handlungsfelder über­
antwortet. Die kommunale 
Selbstverwaltung ist somit die 
wesentliche Grundsäule unse­
res Staates. Immerhin gibt es 
kein gemeindefreies Gebiet in 
unserem Land. 

Blickt man aber über die Gren­
zen Österreichs hinaus in andere 
Länder, so sieht man, dass wir 
um unsere Eigenständigkeit, um 
unsere Selbstverwaltung in vie­
len anderen Ländern der europä­
ischen Union beneidet werden. 

Schwerpunkte der Ratspräsi­
dentschaft im 2. Halbjahr 2018 
das Thema Subsidiarität ge­
setzt. Wie bereits ausgeführt, 
war und ist die Subsidiarität 
wesentlicher Erfolgsgarant für 
Österreichs Entwicklung. In den 
Gemeinden und Städten wurde 
der Aufbau nach den Zerstö­
rungen des 2.  Weltkrieges von 
Bürgermeistern gemeinsam mit 
ihren Gemeindebürgern groß­
teils unbürokratisch organisiert. 
In den Gemeinderäten haben 
sich seit jeher alle gesellschaft­
lichen Schichten zusammenge­
funden und in den Gemeinden 
wird tagtäglich Politik für und mit 
den Menschen gemacht. Es gibt 
keine Ebene, die transparenter 
und übersichtlicher ist. In keiner 
Gebietskörperschaft wird so nah 
am Bürger über die Themen dis­
kutiert, die Bürger unmittelbar 
betreffen.
 
Nach dem Motto, die nächst­
höhere Instanz soll nur das 
machen, was die kleinere da­
runter nicht schafft oder nur 
schlechter organisieren kann, 
wird die Subsidiarität mehr oder 

Das macht einerseits stolz, denn 
es beweist, dass unsere Vorgän­
ger in den Gemeinden ihre Po­
sition und Stärke dafür genützt 
haben, die Rolle der Gemeinden 
im Staatsgefüge zu stärken und 
auch fest zu verankern. Anderer­
seits bedeutet das auch, dass 
wir in Zukunft umso mehr gefor­
dert sind, unsere Eigenständig­
keit und Selbständigkeit mit aller 
Kraft zu verteidigen. 

Die Gemeinden sind seit Beginn 
der Zweiten Republik Rückgrat 
unseres Staates und unserer 
Gesellschaft. Nicht umsonst 
haben die Bürgerinnen und Bür­
ger das größte Vertrauen in die 
Arbeit ihrer Bürgermeisterin­
nen und Bürgermeister vor Ort. 
Nun gilt es, gemeinsam in die 
Zukunft zu schauen und wichti­
ge Herausforderungen für die 
2.098 Gemeinden der nächsten 
Jahre zu definieren.
 
Subsidiarität als Anker für die 
Zukunft

Die österreichische Bundesre­
gierung hat sich als einen ihrer 
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weniger stark gelebt. Die Men­
schen schätzen die Überschau­
barkeit in ihren Gemeinden, die 
Menschen schätzen es auch, 
in ihren Bürgermeistern direkte 
Ansprechpartner zu haben, die 
fast rund um die Uhr für sie da 
sind. Und wenn wir genau dar­
über nachdenken, wissen wir, 
dass in den Gemeinden das ge­
sellschaftliche Leben, das Ver­
einsleben, wie wir es schätzen, 
kennen und lieben, tagtäglich 
gelebt wird. 

In Österreich sind rund 3,5 Mil­
lionen Menschen in mehr als 
120.000 Vereinen aktiv. Ob 
Freiwillige Feuerwehr, Sport­
verein, Rotes Kreuz, Samariter, 
Alpenverein, Naturfreunde, Ge­
sangsverein, Musikverein, Kul­
turverein oder politische Partei: 
Jede Organisation braucht en­
gagierte Menschen, die für das 
gesellschaftliche Leben in den 
Gemeinden und Städten sor­
gen. Und für die Kommunen ist 
wiederum die unbürokratische 
Unterstützung der Vereine und 
Organisationen auf lokaler Ebe­
ne ein wichtiger Standortfaktor. 

Starke Kommunen in einem 
Europa der Bürger

Wenn wir den Blick in Richtung 
Europäische Union wenden, 
sehen wir, dass dort auch die 
Frage der Subsidiarität aktiv 
diskutiert wird. Die kommunale 
Expertise ist wesentlich für den 
Gesetzgebungsprozess, denn 
lokale und regionale politische 
Einheiten sind sehr oft direkt 
von Gesetzen und Verordnun­
gen der europäischen Ebene be­
troffen. Da aber die Bedeutung 
und Stellung der Gemeinden in 
den EU-Ländern unterschiedlich 
ist, braucht es Vorbilder, die 
für andere beispielgebend sind. 
Bürgernähe und Selbstverant­
wortung sind dabei wesentliche 
Schlagworte, die gerade auf eu­
ropäischer Ebene die Subsidiari­
tät ausmachen. 

Klar ist aber, dass sich die eu­
ropäische Union klar auf die 
Themen konzentrieren soll, die 
für alle Bürger wesentlich sind, 
und sich in Detailfragen stär­
ker zurücknehmen muss. Die 
EU soll nur tätig werden, wenn 

Denn die Menschen sehnen 
sich – gerade in einer immer 
schneller zusammenwachsen­
den Welt – nach Rückhalt und 
Geborgenheit, nach Geselligkeit 
und Zusammenhalt, nach Unter­
stützung und Unterhaltung.
 
Genau diese Faktoren, gepaart 
mit einer starken kommunalen 
Selbständigkeit, machen die Ge­
meinden zu den Grundsäulen un­
seres Staates und auch Europas. 
Um in Zukunft stark zu bleiben, 
braucht es auch ausreichend fi­
nanzielle Mittel, klare Aufgaben- 
und Kompetenzverteilung sowie 
Respekt und Vertrauen unter 
den Gebietskörperschaften. Die 
Gemeinden können die Kinder­
betreuung nicht alleine organi­
sieren, wenn Bund und Länder 
ständig neue kreative Ideen ha­
ben, die uns in den Gemeinden 
Millionen kosten. Dabei sind die 
Gemeinden überall bemüht, be­
darfsgerechte Lösungen für ihre 
Familien anzubieten, denn eine 
funktionierende Kinderbetreu­
ung ist heute mehr denn je ein 
wesentlicher Standortfaktor für 
die Kommunen.

gemeinsame Regeln wirklich ei­
nen Mehrwert für alle bringen, 
ansonsten soll sie sich auf 
Rahmenregeln beschränken, 
die dann in den einzelnen Na­
tionalstaaten mit den handeln­
den Akteuren, angepasst an die 
jeweilige Situation, umgesetzt 
werden sollen. Genau diese De­
tailverliebtheit der europäischen 
Akteure hat in den letzten Jahren 
dazu geführt, dass die Europäi­
sche Union immer weiter von 
den Sorgen und Problemen der 
Menschen weggerückt ist. Man 
könnte also das zukünftige sub­
sidiäre Handeln und Agieren der 
EU auf folgendes Credo zusam­
menfassen: Große Probleme ge­
meinsam lösen, aber den Hand­
lungsspielraum kleiner Einheiten 
wahren.
 
Digitalisierung im ländlichen
Raum

Weitere Themen, die Gemein­
den intensiv beschäftigen, sind 
Digitalisierung und der flächen­
deckende Breitbandausbau bis 
in die ländlichen Regionen und 
Gemeinden. In den letzten Jah­

die Einstellung zum Internet 
radikal verändert. Wenn wir zu­
rückdenken, kam erst vor zehn 
Jahren das erste iPhone auf 
den Markt. Wer kann sich heu­
te noch eine Welt ohne Smart­
phones vorstellen? Geschweige 
denn, eine Welt ohne all die 
anderen Entwicklungen der letz­
ten Jahre, von Online-Banking 
über Online-Shopping bis hin zu 
Streaming-Diensten und Smart 
Home. Das Internet ist heute 
nicht mehr wegzudenken und 
auch nicht kleinzureden.
 
Heute haben 88,8 Prozent aller 
Haushalte Internetzugang. Noch 
im Jahr 2002 – also vor 16 Jah­
ren – hatte nur ein Drittel der 
Haushalte Zugang zum Internet. 

Auch beim Datenverbrauch zeigt 
sich, dass die Kurve immer stei­
ler nach oben zeigt. Zahlen aus 
Deutschland zeigen, dass sich 
der Datenverbrauch pro Haus­
halt seit 2002 mehr als ver­
zwölffacht hat – von 6,6 GB auf 
79 GB pro Monat. Diese Daten 
sind durchaus vergleichbar mit 
der Entwicklung in Österreich.

ren haben wir vor allem eines 
gesehen: Rosinen-Pickerei von 
Unternehmen, die mit staatli­
chen Mitteln gefördert wurden, 
um Glasfasernetze auszubau­
en. Aus vielen Gemeinden kam 
der Druck nach oben Richtung 
Land und Bund, in ihren Regio­
nen für schnelle Internetverbin­
dungen zu sorgen. Aus diesem 
Grund entstanden in einigen 
Bundesländern eigene Landes­
gesellschaften, die Pilotprojekte 
in ländlichen Regionen vorange­
trieben haben. Trotzdem stehen 
wir heute vor der Situation, dass 
Österreich im Vergleich mit an­
deren EU-Staaten beim Glasfa­
serausbau zu den Schlusslich­
tern gehört. 

Die Bürgermeister in ländlichen 
Regionen sind bestrebt, ihren 
Bürgern Rahmenbedingungen 
für Beruf und Freizeit zu bie­
ten, die mit denen in Ballungs­
räumen möglichst vergleichbar 
sind. Eine möglichst gute An­
bindung ans Internet mit Glas­
faser als Schlüsseltechnologie 
hat dafür oberste Priorität. In 
den letzten 20 Jahren hat sich 
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Das bedeutet, die rasante Ent­
wicklung der letzten Jahre hat 
nicht nur unser Privat- und Be­
rufsleben verändert, sondern 
auch die Anforderungen, die 
die Bürger an die Politik stellen. 
Die Menschen erwarten sich 
heute eine funktionierende und 
rasche Kommunikationsverbin­
dung, egal, ob sie in Annaberg 
in Niederösterreich oder in der 
Landeshauptstadt Innsbruck le­
ben. Die Internetverbindung ge­
hört heute zur Grundversorgung 
wie Wasseranschluss, Kanal 
und Müllentsorgung. Denn Inter­
net in den ländlichen Regionen 
schafft Arbeitsplätze und sichert 
Zukunft.
 
Schnelles Internet ist Teil der
Daseinsvorsorge
 
Dieser rasante Anstieg des In­
ternetbedarfs der Menschen ist 
auch bei den Gemeinden nicht 
stehengeblieben. Die Gemein­
den haben in den letzten Jahren 
auch ihre Verwaltung immer stär­
ker an die Bedürfnisse der Men­
schen angepasst. Immer mehr 
jüngere Bürger wollen heute die 

Thema E-Government haben, der 
Weg ins Gemeindeamt weiter 
möglich bleiben. Der persönliche 
Kontakt darf nicht auf dem Altar 
der Digitalisierung geopfert wer­
den.

Was gilt es nun aus unserer 
Sicht zu tun? Da sich die Bun­
desregierung klar zum raschen 
Ausbau der schnellen Internet­
verbindungen bekannt hat, gilt 
es nun, rasch in die richtigen 
Technologien zu investieren. 
Glasfaser bis in jedes Haus ist 
ein Ziel, das nicht von heute auf 
morgen realisiert werden kann. 
Aber die Anstrengungen zur Er­
reichung dieses Zieles dürfen 
nicht durch Planungen oder In­
vestitionen in überholte Struk­
turen konterkariert werden. So 
müssen etwa auch die Verdich­
tungen von Funknetzen im Zuge 
des 5G-Ausbaus auf die kommu­
nalen und regionalen Glasfaser­
ausbaupläne abgestimmt sein. 

Es wäre daher sinnvoll, dass – 
ähnlich, wie bei den Strom- und 
Gasnetzen – die Glasfaserleitun­
gen in die Hand einer Trägerge­

wichtigsten Behördengänge on­
line erledigen und sich den Gang 
auf die Ämter ersparen. Aber ge­
nau bei der Frage E-Government 
gilt es, die Themen Datensi­
cherheit und Schnelligkeit unter 
einen Hut zu bringen, was sich 
leichter anhört, als es in der 
Realität ist. 

Gerade die Gemeinden wissen 
aus eigener Erfahrung, dass 
Systeme, die der Bund zur Da­
tenverarbeitung in der Vergan­
genheit und bisher verwendet 
hat, nicht unbedingt unterein­
ander kompatibel waren, was 
wiederum zu erhöhtem Verwal­
tungsaufwand führte, weil man 
dieselben Daten und Infos meh­
rere Male in anderen Systemen 
eingeben musste. 

Nun plant die Bundesregierung 
eine österreichweite Plattform, 
die alle Behördengänge bündeln, 
vereinfachen und übersichtlicher 
machen soll. Für die Gemeinden 
ist dabei aber klar, dass es nicht 
zu erhöhtem Aufwand kommen 
darf. Außerdem muss auch allen 
Bürgern, die wenig Affinität zum 

sellschaft gelegt werden, die die 
Aufgabe hat, die Netze zu erhal­
ten und koordiniert auszubauen. 
Dann soll der freie Markt über 
die Leitungen seine Produkte 
und Packages den Kunden im 
Wettbewerb anbieten können. 
Die Netzgebühr für Erhalt und 
Ausbau ist dann jedenfalls an 
den Betreiber zu übermitteln 
(Stichwort Netzgebühr beim 
Stromnetz). Damit könnte ein ra­
scher und koordinierter Ausbau 
in ganz Österreich vonstatten 
gehen und auch die ländlichen 
Regionen mit Breitband bzw. 5G 
ausreichend versorgt werden.
 
Neben diesen angeführten He­
rausforderungen gibt es noch 
viele andere Zukunftsfragen, 
die Gemeinden und Städte be­

schäftigen, und dabei gilt es, 
gemeinsam im Sinne der Bürge­
rinnen und Bürger zukunftsfähi­
ge Lösungen zu finden, die die 
Lebensqualität in den Gemein­
den und ländlichen Regionen si­
chern und weiter ausbauen. Von 
der Kinderbetreuung angefangen 
über die finanzielle Ausstattung 
unserer Gemeinden und das 
Thema Pflege und Betreuung bis 
hin zu den Kompetenzverflech­
tungen, die unser System un­
übersichtlich machen: In vielen 
Bereichen müssen die Gemein­
den geeint auftreten und ihre 
Position mit aller Kraft vertreten, 
damit die Gemeinden auch in 
Zukunft das Herz und Rückgrat 
unserer Demokratie, unseres 
Staates und der Europäischen 
Union sind.

HERAUSFORDERUNGEN FÜR GEMEINDEN 
– CHANCEN FÜR DIE ZUKUNFT?
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Dr. Walter Leiss
Generalsekretär des
Österreichischen Gemeindebundes

Schule, Kinderbetreuung, Sozi­
ales, Gesundheit, Pflege – viele 
der Bereiche, die den Gemein­
den große Sorgen bereiten, wer­
den von anderen Ebenen ohne 
große Mitbestimmung der Ge­
meinden geregelt. Die Gemein­
den zahlen zwar in allen genann­
ten Bereichen große Summen 
mit, können aber nur in gerin­
gem Ausmaß mitbestimmen. 

In Wahrheit ist an jedem dieser 
Bereiche jede der drei staat­
lichen Ebenen in irgendeiner 
Weise beteiligt. Es ist oft un­
durchsichtig, wer wofür in der 
Regelungskompetenz zuständig 
ist und wer was konkret finan­
ziert. Die oft kritisierten Trans­
fers zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden sind hier die 
zentralen Hebel.

Es ist Zeit für eine Neuordnung. 
Das hat auch die aktuelle Regie­
rung erkannt. Nicht umsonst wur­
de dem Bereich der Aufgaben­
entflechtung mit Josef Moser ein 
eigener Minister zugeordnet. Ein 
erster Schritt wurde Ende Mai 
2018 bei einer Bund-Länder-Sit­

tikels ein Grundsatzbeschluss 
gefasst. Geht es nach den Län­
dern, dann sollten viele der vor­
hin genannten Bereiche zu den 
Ländern wandern. Die Bereiche 
Bevölkerungspolitik und öffent­
liche Einrichtungen zur außerge­
richtlichen Vermittlung von Strei­
tigkeiten in Gesetzgebung und 
Vollziehung sollen Bundessache 
(Art. 10 B-VG) werden. Die The­
men Heil- und Pflegeanstalten 
sollen mit Einschränkungen so­
wie Elektrizitätswesen und Ar­
beiterrecht sowie Arbeiter- und 
Angestelltenschutz für die Land- 
und Forstwirtschaft zur Gänze in 
den Artikel 11 B-VG kommen, 
der regelt, für welche Materi­
en der Bund die Gesetzgebung 
übernimmt und die Länder die 
Vollziehung.
 
Mit der Einigung zwischen Bund 
und Ländern soll bis Ende des 
Jahres eine Arbeitsgruppe, die 
aus vier Ländervertreter/inne/n 
und vier Vertreter/inne/n des 
Bundes bestehen soll, alle wei­
teren Details klären. So richtig 
der Ansatz zur Aufgabenreform 
in diesem Bereich ist, muss die 

zung mit der Absicht, den Artikel 
12 der Bundesverfassung abzu­
schaffen, gemacht. 

Artikel 12 der Bundesverfas­
sung regelt jene Bereiche, für 
die die Grundsätze der Bund re­
gelt und die Ausführungsgesetze 
die Länder. Dies umfasst das 
Armenwesen und die soziale Für­
sorge, Heil- und Pflegeanstalten, 
öffentliche Einrichtungen zur au­
ßergerichtlichen Vermittlung von 
Streitigkeiten, eine Bodenreform 
(insbesondere agrarische Opera­
tionen und Wiederbesiedelung), 
den Schutz der Pflanzen gegen 
Krankheiten und Schädlinge, 
das Elektrizitätswesen, das 
Arbeiterrecht sowie den Arbei­
ter- und Angestelltenschutz für 
land- und forstwirtschaftliche 
Arbeiter und Angestellte und zu 
allerletzt Grundsatzgesetze und 
Grundsatzbestimmungen in Bun­
desgesetzen.
 
Neu ist diese Absicht nicht, 
denn bereits unter dem Tiroler 
Vorsitz der Landeshauptleute­
konferenz im Jahr 2016 wurde 
für eine Neuordnung dieses Ar­

ZEIT FÜR NEUES
AUCH BEI DEN AUFGABEN
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Vorgangsweise kritisiert werden. 
Denn obwohl die Gemeinden von 
vielen dieser Bereiche ebenso 
betroffen sind, sind sie derzeit 
nicht in die Verhandlungen ein­
gebunden.
 
Egal, welche Ebene über Geset­
zesmaterien verhandelt, welche 
am Ende die Gemeinden tref­
fen werden: Sie sollte sie dazu 
verpflichtend auch einbinden 
müssen. Das ist genau jener 
Punkt, den die Gemeinden auf 
europäischer Ebene seit Jahren 
einfordern und der eine bessere 
Akzeptanz der Europäischen Uni­
on bei den Bürgern garantieren 
würde. Doch zuallererst müss­
ten wir diese Sensibilität auch 
in unserer eigenen Bundesregie­
rung endlich umsetzen. Mit dem 
Konsultationsmechanismus er­
hielten die Gemeinden 1996 ein 
wichtiges Werkzeug, um sich ge­
gen ungebührliche Belastungen 
von „oben“ zur Wehr setzen zu 
können. Doch es ist eigentlich 
nicht im Sinne der Gemeinden, 
im Nachhinein klagen zu müs­
sen, weil man im Vorhinein nicht 
gehört bzw. nicht eingebunden 

nach dem Prinzip vorgegangen 
werden, dass jede Ebene das 
tut, was sie am besten kann. So 
bleibt am Weg zu dem eigentli­
chen Zweck am wenigsten Geld 
auf der Strecke – und das muss 
am Ende das Ziel eines effizien­
ten Staates sein.
 
In der Kinderbetreuung verfügen 
die Gemeinden über die längste 
und größte Erfahrung. Sie haben 
in den vergangenen Jahren ge­
zeigt, dass sie die Kindergärten 
nach den Wünschen der Eltern 
führen können. So werden in Ös­
terreich bereits über 93 Prozent 
der Kinder in Tagesheimen be­
treut. Bei den Vierjährigen sind 
es sogar ohne Pflicht über 96 
Prozent, die einen Kindergarten 
besuchen. In der Kleinkindbe­
treuung gibt es noch den größ­
ten Aufholbedarf. Doch auch 
hier ist bereits jedes vierte Kind 
in Betreuung.
 
In der Diskussion um eine Be­
reinigung der Grundsatzgesetz­
gebung wurde aber bisher ein 
sehr wichtiger Bereich verges­
sen oder bewusst ausgeklam­

wurde. Nachhaltiger wäre es, 
die kommunale Ebene gleich bei 
den Verhandlungen zu Gesetzen 
einzubinden.

Das erste wichtige Ziel wäre es 
daher, den Gemeinden auf na­
tionaler Ebene die Kompetenz 
zu geben, 15a-Verträge mit dem 
Bund direkt abzuschließen oder 
sie aber zumindest direkt in die 
Verhandlungen einzubinden. 
Dieses Vorhaben ist sogar im 
Regierungsprogramm enthalten. 
Die Schwierigkeiten bei den Ver­
handlungen im Bereich der Kin­
derbetreuung zeigen, dass es 
dringend an der Zeit wäre, die­
ses Vorhaben auch umzusetzen. 
Hier verhandelten die Länder 
eine Materie, die im Wesent­
lichen die Gemeinden betrifft. 
Warum die Gemeinden formal 
hier nicht eingebunden sind, ent­
behrt jeglicher Logik.

Gerade der Bereich der Kinderbe­
treuung kann als Paradebeispiel 
dafür herangezogen werden, 
endlich klare Strukturen in der 
Aufgabenverteilung zu schaffen. 
Bei der Neustrukturierung sollte 

ZEIT FÜR NEUES
AUCH BEI DEN AUFGABEN
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eine Gesamtschule einführen 
will, nicht die Bundesverfassung 
geändert werden. Auch was die 
ideale Größe einer Schule an­
geht, wäre eine regionale Kom­
petenz wahrscheinlich zielfüh­
render.

Der Endpunkt all dieser Anstren­
gungen müsste es jedoch sein, 
eine echte Aufgaben- und damit 
Kompetenzbereinigung vorzu­
nehmen. Die Gesundheits- und 
Sozialausgaben der Länder und 
Gemeinden machen mehr als 
die Hälfte der Budgets aus. Im 
Gesundheitsbereich haben wir 
daneben noch die Sozialversi­
cherungen als eigenständige 
Player mit Gestaltungs- und Fi­
nanzverantwortung. Ob dieses 
System dauerhaft bestehen 
kann, darf bezweifelt werden. 
Die Gemeinden haben überwie­
gend ihre Gemeindespitäler in 
die Landeskompetenz übertra­
gen, sind aber nach wie vor an 
der Finanzierung beteiligt, ohne 
eigene Gestaltungs- und Ein­
flussmöglichkeit. Dass eine Neu­
ordnung nicht einfach umsetzbar 
sein wird, ist mir schon klar. 

Das zeigen allein die Schwierig­
keiten, mit denen die Bundesre­
gierung bei der Sozialversiche­
rungsreform konfrontiert ist.

Ähnliches gilt für die Sozialaus­
gaben. Die Diskussionen über 
das Arbeitslosengeld neu und 
die geplante Überführung in die 
Mindestsicherung mit einer da­
mit verbundenen Verschiebung 
der Finanzlasten zeigen, dass 
auch hier eine grundsätzliche 
Neuordnung erforderlich wäre. 
Die Sozialhilfe, wie sie vor der 
Einführung der Mindestsiche­
rung bestand, verbleibt in der 
Kompetenz der Länder; Arbeits­
losengeld neu, inklusive der 
Mindestsicherung, wie auch 
immer diese geregelt wird, geht 
an den Bund. Ein einheitliches 
Gesetz und nicht komplexe Kon­
struktionen, die die Umsetzung 
erschweren. Auch das ein nicht 
leicht umsetzbares Vorhaben.
 
Klar ist jedoch, dass es derar­
tiger Reformen bedarf, um die 
dauerhafte Sicherstellung all der 
Leistungen, die damit verbunden 
sind, sicherzustellen. 

mert. Es gibt noch einen Art. 14 
in der Bundesverfassung, der 
den Bereich des Schulwesens 
regelt und hier das Schema der 
Grundsatzgesetzgebung und 
Ausführungsgesetzgebung bei 
den Ländern vorsieht. Auch die­
ser sollte reformiert werden, um 
die Kompetenzüberschneidun­
gen zu beseitigen. Der Bund soll 
sich auf Lehrziele und Inhalte, 
ein Controlling und ein Finanzie­
rungskonzept beschränken und 
die Umsetzung den Ländern und 
Gemeinden überlassen. 

Die Gemeinden sind Schulerhal­
ter. Aber das gesamte Personal, 
von den Lehrern über die Assis­
tenzkräfte und Freizeitbetreuer 
bis zu den Sozialpädagogen, 
gehört in eine Hand und gesamt­
haft finanziert. Unterschiedliche 
Dienstgeber, vom Land über 
die Gemeinden bis zu Vereinen, 
die alle an der Schule in einem 
einheitlichen organisatorischen 
Rahmen tätig sind, gehören 
beseitigt. In diesem Bereich 
eine regionale Kompetenz zu 
schaffen hätte viele Vorteile. So 
müsste, wenn ein Bundesland 

Zuständigkeiten in der schulischen Tagesbetreuung

Regelungskompetenz

Gesetzliche  
Regelungen

Schulerhalter

Allgem. Bild. Pflichtschulen AHS-Unterstufen

Bund

bundesweit einheitlich

Bund

Ausführungsgesetz-
gebung: Länder

in den Ländern unterschiedlich

Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände

Freizeitpädagog/innen

Lehrer/innen

Erzieher/innen

Freizeitpädagog/innen

Bund

Gemeinden,  
Gemeindeverbände

als Schulerhalter 

Lernzeit

Freizeit

Grundsatzgesetz-
gebung: Bund

Dienstgeber 
Betreuungspersonal

Lehrer/innen

Erzieher/innen

UnterstützungspersonalVereine

Länder

finanziert zu 100 % 
vom Bund im Rah-
men d. genehmig-
ten Stellenpläne

§§ ZEIT FÜR NEUES
AUCH BEI DEN AUFGABEN

Walter Leiss, 60,

ist seit 2011 Generalsekretär 
des Österreichischen Gemein­
debundes.



17

Mag. Thomas Stelzer
Landeshauptmann von Oberösterreich

Jeder Staat, jedes Land, jede 
Region braucht eine feste Ba­
sis und eine Kraftquelle für die 
Bürgerinnen und Bürger. Wir fin­
den diese dort, wo wir zu Hause 
sind – in unseren Städten und 
Gemeinden.
 
Die Gemeinde ist Heimat und 
eine Kraftquelle, sie bedeutet 
Identifikation, sie bietet Gemein­
schaft, aber sie erfordert auch 
den persönlichen Einsatz für 
ihren Erhalt. Vieles funktioniert 
gerade deswegen in unseren 
Gemeinden, weil sich hier Men­
schen, ohne zu fragen, was sie 
dafür bekommen, ehrenamtlich 
und freiwillig engagieren – bei 
der Feuerwehr, bei der Rettung, 
im Sport, in der Kultur, in vielen 
sozialen Initiativen, in den Pfar­
ren oder in der lokalen Politik. 
Die Menschen tun das, weil 
sie sich mitverantwortlich für 
die Gemeinschaft fühlen, weil 
sie etwas bewirken oder helfen 
wollen, weil ihnen das Zusam­
menleben so wichtig ist, dass 
sie dafür bereit sind, sich einzu­
bringen.

Was Oberösterreich, was jedes 
Land erfolgreich macht, ist vor 
allem, was seine Bürgerinnen 
und Bürger leisten. Föderale, 
eigenverantwortliche Politik ist 
somit ein Bekenntnis zur Heimat 
und zur selbstbestimmten Wei­
terentwicklung unserer Region.

Eigenverantwortliches Arbeiten 
ist daher auch in Gemeinden 
das Grundprinzip der Gestal­
tung – und damit auch das 
Wahrnehmen und Umsetzen von 
Chancen, die für eine Region 
Wohlstand und wirtschaftlichen 
Erfolg bedeuten.

Das Land Oberösterreich hat 
aus diesem Grund die „Gemein­
definanzierung Neu“ aufgestellt, 
die am 1. Jänner 2018 in Kraft 
getreten ist. Dieses zeitgemäße 
Modell bedeutet für die oberös­
terreichischen Gemeinden deut­
lich mehr Autonomie, neue Ent­
scheidungsmöglichkeiten und 
Handlungsspielräume, damit sie 
ihren zentralen Aufgaben nach­
kommen können: die Lebens­
qualität kontinuierlich zu verbes­
sern, die Infrastruktur leistbar 

Die eigenen Wurzeln nicht nur 
zu kennen, sondern sie auch zu 
stärken, das bedeutet letztlich 
Engagement in der Gemeinde. 
Wir unterstützen und fördern die 
Menschen in ihrem Engagement 
und in ihrem Gestaltungswillen, 
weil sie damit ihren Beitrag zur 
Lebensqualität und zum Mitein­
ander leisten und auch andere 
motivieren, sich einzubringen.

Selbstbestimmung und 
Eigenverantwortung

Der Föderalismus hat es einem 
Bundesland wie Oberösterreich 
ermöglicht, seine Chancen ei­
genverantwortlich wahrzuneh­
men und die dafür notwendigen 
Schritte zu setzen. Oberöster­
reich ist heute das „Land der 
Möglichkeiten“: Wir haben nicht 
nur die Rahmenbedingungen für 
die Erreichung unserer standort­
politischen Ziele selbst gesetzt, 
wir wollen auch, dass jede und 
jeder Einzelne seine Chancen für 
den persönlichen oder den Er­
folg seines Unternehmens nut­
zen kann.

STARKE GEMEINDEN
FÜR EIN STARKES LAND



1918

Rückmeldungen aus den Gemein­
den einfließen, nachdem sie über 
einen Zeitraum von zwei Jahren 
damit gearbeitet haben. Anregun­
gen, die in die Evaluierung einflie­
ßen, nehmen wir natürlich bereits 
jetzt entgegen und führen somit 
den aktiven Diskussionsprozess.

Fokus auf Kooperationen und
Zusammenarbeit

Eigenverantwortung beruht nicht 
auf Zwangsverordnungen von 
oben, sondern auf der Förde­
rung von nachhaltigen Koope­
rationen. Daher unterstützen 
wir die Gemeinden im Zuge der 
„Gemeindefinanzierung Neu“ bei 
der Umsetzung gemeindeüber­
greifender Kooperationen und 
Projekte. Der neu geschaffene 
Fördertopf ist für kommunale 
Projekte im Zusammenhang mit 
Amtsgebäuden, Bauhöfen, Ver­
waltungsräumen und Bädern 
vorgesehen. Dabei werden Ver­
antwortung und Lösungskompe­
tenz in den Regionen gestärkt 
und Investitions- und Instandhal­
tungskosten für die Gemeinde­
haushalte verträglich gehalten. 

der neuen Basisförderung aus 
dem Strukturfonds keinen Aus­
gleich erreichen können, wird 
der Härteausgleichfonds ein­
gerichtet. Es erfolgt eine enge 
Begleitung und Beratung der 
Gemeinden im Rahmen des Ge­
meindeservices. 

• Der Projektfonds dient zur Fi­
nanzierung kommunaler Kern­
bereiche. Im Sinne der Dere­
gulierung werden gleichzeitig 
Förderprozesse modernisiert, 
vereinfacht und beschleunigt. 
Hier kommt das One–Stop–
Shop-Prinzip zum Tragen.

• Der Regionalisierungsfonds 
ist für regionale bzw. gemeinde­
übergreifende Kooperationspro­
jekte vorgesehen.

• Die Möglichkeit zur Zwischen­
finanzierung, vor allem bei Groß- 
projekten, besteht weiterhin.

Klar ist, dass das noch junge 
Modell der „Gemeindefinanzie­
rung Neu“ auch eine umfassen­
de Evaluierung braucht. In diese 
werden die Erfahrungswerte und 

zu halten und die wirtschaftliche 
Stärke zu erhöhen.
 
Die Gemeinden werden dabei 
vom Land Oberösterreich bera­
ten und unterstützt. Es werden 
aber auch zusätzliche Anreize für 
Gemeindekooperationen gesetzt 
und höchstmögliche Qualität auf 
kurzen Wegen gewährleistet.

Transparenz und Fairness

Im Zentrum der „Gemeinde­
finanzierung Neu“ steht ein 
Fondsmodell, verbunden mit ei­
ner verstärkten Beratungs- und 
Serviceleistung durch das Land 
Oberösterreich.

• Der Strukturfonds beinhaltet 
Bedarfszuweisungsmittel an 
die Gemeinden. Die Verteilung 
erfolgt nach aufgaben- und fi­
nanzkraftorientierten Kriterien. 
Er sichert die finanzielle Grund­
ausstattung der Gemeinden. 

• Ziel des Härteausgleichsfonds 
ist, allen Gemeinden einen aus­
geglichenen Haushalt zu ermög­
lichen. Für Gemeinden, die trotz 

von Magistraten und Bezirks­
hauptmannschaften, lösen wir 
veraltete Strukturen und ordnen 
Zuständigkeiten in der Verwal­
tung neu. Davon profitieren die 
Verwaltung, die Bürgerinnen und 
Bürger und die Betriebe. Denn 
rasche Verfahren und Entschei­
dungen steigern letztlich die 
Attraktivität des Wirtschafts­
standortes, was wiederum den 
Gemeinden und Regionen zugu­
tekommt.

Digitalisierung ist zentraler 
Faktor für den Standort

Die Digitalisierung als der wohl 
wichtigste Megatrend unserer 
Zeit bedeutet Umwälzungen in 
nahezu jeder wirtschaftlichen 
Branche, im Gesundheitsbe­
reich, in der Kommunikation 
und damit auch in der Verwal­
tung und hier insbesondere im 
Bürgerservice. Wir sprechen 
daher auch von digitaler Trans­
formation: eine Veränderung, 
die eine öffentliche Verwaltung 
offensiv und produktiv angehen 
muss, um ihre Vorteile für sich 
und ihren Öffentlichkeitsauftrag 

Deregulierung in allen 
Bereichen

Unser erklärtes landespoliti­
sches Ziel ist, die Amtswege 
sowohl für die Bürgerinnen und 
Bürger als auch für Unterneh­
men, die gerade in der digitalen 
Zeit auf einfache, unkomplizier­
te Wege angewiesen sind, zu 
erleichtern und zu vereinfachen. 
Was in der Gesetzgebung und in 
behördlichen Abläufen weg kann, 
das soll auch wegkommen.

Deregulierung beginnt bei jeder 
Entscheidung über eine neue 
Regelung. Dort, wo wir es selbst 
in der Hand haben, wollen und 
werden wir kontinuierlich Vor­
schriften reduzieren und dafür 
mehr Hausverstand und mehr 
Mut zur Eigenverantwortung er­
möglichen.

Das große Ziel muss aber ein 
moderner Staatsaufbau mit 
klarer Kompetenzaufteilung zwi­
schen Bund und Ländern sein. 
Durch Initiativen, die sowohl 
vom Bund als auch von Oberös­
terreich ausgehen, wie zuletzt 
im Bereich der Zusammenarbeit 

Es ergeben sich darüber hinaus 
Kooperationsmöglichkeiten im 
Bereich des Fuhrparks, der Ver­
anstaltungsräumlichkeiten oder 
dem Kindergarten-, Hort- und 
Pflichtschulbau. Gerade kleinere 
Gemeinden, deren personelle 
und finanzielle Ressourcen be­
grenzt sind, profitieren davon, 
wenn vor allem in komplexen 
Materien Kompetenzen gebün­
delt und Synergien optimal ge­
nutzt werden.
 
Auf Ebene der Verwaltung gibt 
es in den Bereichen Bauverwal­
tung, Standesamt, Aufgaben- 
und Gebührenvorschreibung, 
Buchhaltung oder Personalver­
rechnung konkrete Handlungs­
möglichkeiten. Hier können die 
Verfahren beschleunigt, die Qua­
lität gesteigert und das Service 
der Kommunaldienstleister auf 
hohem Niveau erhalten bleiben. 
Kooperationen im Gemeindever­
waltungsbereich sind gute Bei­
spiele, wie insbesondere Klein­
gemeinden wirksam entlastet 
werden können. 

STARKE GEMEINDEN
FÜR EIN STARKES LAND
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Bürgermeisterinnen und Bürger­
meistern schaffen wir ab dem 
Jahr 2021 generell ab.

Gemeinsam erfolgreich sein

Schneller, bürgernäher und un­
bürokratisch vor Ort entscheiden 
und gestalten: Das ist das geleb­
te Prinzip der Subsidiarität und 
des Föderalismus. Dieses setzt 
sich von der Bundes-, Landes- 
und der Bezirksverwaltung bis 
in die Gemeinden als unterste 
politische Einheit des Staates 
durch.

Die Autonomie und die Entschei­
dungsmöglichkeiten unserer 
Gemeinden kontinuierlich auszu­
bauen und zu stärken und gleich­
zeitig die Landesverwaltung als 
Partner und Unterstützer zu wis­
sen bedeutet, im Sinne der Bür­
gerinnen und Bürger zu arbeiten.

Eine starke Region und ein 
starker Standort können nur 
dann erfolgreich sein, wenn die 
kleinsten Einheiten, die Gemein­
den, erfolgreich sind. Um das zu 
erreichen und zu gewährleisten, 

Dafür unerlässlich ist der Aus­
bau von Datenhighways, damit 
schnelles Internet in allen Regi­
onen zur Verfügung steht. Dafür 
investieren wir in Oberösterreich 
in den nächsten fünf Jahren 
100 Millionen Euro. 

Oberösterreich erhöht 
Bürgermeister-Bezüge

Die Bürgerinnen und Bürger set­
zen hohes Vertrauen in die Ar­
beit der Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister. Diese sind auch 
erste Anlaufstelle für die Anlie­
gen und Sorgen in der Gemeinde 
und stehen de facto rund um die 
Uhr für ihre Bürgerinnen und Bür­
ger zur Verfügung.

Gerade im Wissen, dass Gemein­
depolitikerinnen und -politiker 
ihre Tätigkeit nicht aus finanzi­
ellen Motiven ausüben, erhalten 
nebenberufliche Bürgermeister/
innen in OÖ ab 1. Jänner 2019 
monatlich um 500 Euro, haupt­
berufliche Bürgermeister/innen 
in OÖ um 250 Euro mehr. Und 
die Unterscheidung zwischen 
haupt- und nebenberuflichen 

bestmöglich und zeitgemäß zu 
nutzen.

Das Land Oberösterreich, das 
schon bisher in zahlreichen 
Bereichen digitale Serviceleis­
tungen anbietet, nimmt die He­
rausforderung mit einem umfas­
senden Digitalisierungsprojekt 
an. Digitalisierungskooperatio­
nen mit den Gemeinden sind ein 
erklärtes Ziel, wofür wir unter 
anderem Musterlösungen mit 
einzelnen Gemeinden erarbeiten 
wollen. Vorgesehen sind nach 
heutigem Stand unter anderem 
auch modulare digitale Muster­
verfahren in der allgemeinen 
Verwaltung als „Leuchtturmpro­
jekte“.

Gerade in diesem Bereich ist 
es wichtig, dass gemeinsam 
Ideen umgesetzt werden. Hier 
brauchen einander Länder und 
Gemeinden als Partner, die die 
aktuellen technologischen Ent­
wicklungen für ihre Arbeit einzu­
setzen wissen und auch als Im­
pulsgeber für andere öffentliche 
Verwaltungen dienen.

STARKE GEMEINDEN
FÜR EIN STARKES LAND

Thomas Stelzer, 51,

nahm sein erstes politisches 
Mandat im Linzer Gemeinde­
rat an. Im Alter von 25 Jahren 
wurde der studierte Jurist Lan­
desobmann der Jungen ÖVP. 
Über den Job als Geschäfts­
führer der Oberösterreichi­
schen Volkspartei schaffte 
er den Aufstieg bis zum Bun­
desparteiobmann. 18 Jahre 
lang war er zudem im Landtag 
tätig, bevor er 2015 zum Lan­
deshauptmann-Stellver treter 
wurde. Seit 6. April 2017 ist 
er Landeshauptmann von 
Oberösterreich. 

kann es nur ein Miteinander ge­
ben: So, wie es die Menschen, 
die sich in ihren Heimatgemein­
den engagieren, jeden Tag vorle­
ben.
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Dr. Kirsten Witte
Leiterin des Programms LebensWerte Kommune 
in der Bertelsmann Stiftung

In vielen Regionen Deutschlands 
wird es zunehmend schwieriger, 
einen freien Platz in einer Pflege-
einrichtung zu bekommen oder 
einen Anbieter für die ambulante 
häusliche Pflege zu finden, der 
noch freie Kapazitäten hat. Häu-
fig mangelt es nicht an freien 
Plätzen, sondern an Pflegefach-
kräften. Dabei wird der Bedarf 
an professioneller Pflege in den 
kommenden Jahren weiterhin 
steigen. Die Städte, Gemeinden 
und Landkreise geraten zuneh-
mend unter Druck. Im Folgenden 
werden Probleme der Pflegesi-
tuation in Deutschland und eine 
mögliche Lösung durch dezent-
ralisierte Strukturen diskutiert. 
Anhand einiger guter Beispiele 
aus Deutschland werden vier 
zentrale Steuerungsansätze iden-
tifiziert, die zur Stärkung ambu-
lanter Pflege beitragen können. 
Mit dem regionalen Pflegebudget 
haben Bertelsmann Stiftung und 
Prognos AG darüber hinaus einen 
Reformvorschlag entwickelt, der 
regionale Steuerungsverantwor-
tung und ambulante Pflege weiter 
stärken soll.

ferierende Besiedelungsdichte 
und Altersstruktur der Regionen, 
aber auch auf unterschiedliche 
Pflegesettings zurückzuführen. 
Im Themenreport Pflege 2030 
der Bertelsmann Stiftung haben 
wir verschiedene Entwicklungs­
szenarien und die jeweiligen 
regionalen Unterschiede heraus­
gearbeitet. 

Eine wichtige Stellschraube 
zur Verringerung der Personal­
lücke im Pflegebereich ist si­
cherlich die Aufwertung sozialer 
Dienstleistungen. So hat die 
Hans-Böckler-Stiftung konkrete 
Schritte aufgezeigt zur Aufwer­
tung sozialer Dienstleistungen 
bei Entgelt, Personalbemes­
sung, Arbeitszeit und beruflicher 
Entwicklung.

Eine nachhaltige Verminderung 
der sich abzeichnenden Pflege­
lücke ist jedoch allein durch die 
Attraktivierung der Pflegeberu­
fe nicht zu erreichen. Sie kann 
nur durch eine ergänzende und 
konsequente Stärkung der am­
bulanten Versorgung und eine 
Mobilisierung zivilgesellschaftli­

In der Gesundheits- und Pflege­
politik in Deutschland wird viel 
über die Knappheit finanzieller 
Ressourcen gesprochen. Dabei 
wird leicht übersehen, dass der 
demografische Wandel uns mit­
telfristig vor ganz andere Proble­
me stellen wird. Die Gesellschaft 
altert. Damit wird die Zahl der 
Pflegebedürftigen mittelfristig 
stark steigen. Gleichzeitig sinkt 
das Erwerbspersonenpotenzi­
al. Damit wird auf der anderen 
Seite die Zahl der Pflegekräfte 
sinken. Schon heute sieht sich 
der Pflegesektor mit starken Per­
sonalengpässen konfrontiert. 
Für die Altenpflege ermittelte die 
Bundesagentur für Arbeit, dass 
offene Stellen im Durchschnitt 
102 Tage unbesetzt bleiben.

Wenn die demografische Entwick­
lung fortschreitet und die syste­
mischen Voraussetzungen blei­
ben wie bisher, fehlen bis 2030 
allein in der Pflege ca. 500.000 
Vollzeitkräfte. Dabei ist die Situ­
ation in den einzelnen Kommu­
nen sehr unterschiedlich (vgl. 
Abb. S. 22). Diese Unterschiede 
sind insbesondere auf eine dif­

REGIONALES PFLEGEBUDGET
– PFLEGE LOKAL GESTALTEN
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Abbildung: Personallücken in Vollzeit-
äquivalenten (ambulant und stationär) 
im Jahr 2030 (absolut)Q
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aktiven Gestaltung der Altenhil­
fe und Altenpflege ein wichtiges 
Handlungsfeld ihrer Arbeit se­
hen, weisen häufig einen hohen 
ambulanten Pflegeanteil in der 
Versorgung auf. Ein gutes Bei­
spiel hierfür ist der Landkreis 
Haßberge oder die Freiwilligen­
initiative „Bürger helfen Bür­
gern“ in Oberaurach.

Auch eine strategisch ausgerich­
tete kommunale Investoren- und 
Trägerberatung kann den Ausbau 
von ambulanten Angeboten stär­
ken. Der Landkreis Gütersloh 
konnte durch seine Beratungs- 
und Fördertätigkeit den Auf- und 
Ausbau von ambulanten Wohn­
gruppen sowie von Tagespflege­
angeboten erreichen.

Tagespflegeangebote sind von 
hoher Bedeutung für die ambu­
lante Versorgung. Durch diese 
Angebote können die pflegen­
den Angehörigen deutlich ent­
lastet und der Umzug in eine 
stationäre Einrichtung verzögert 
oder verhindert werden. Als 
gute Praxisbeispiele wurden in 
der Studie die Tagespflege der 

ten hat die Bertelsmann Stiftung 
untersucht, inwieweit die Kom­
munen unter den gegebenen 
rechtlichen Rahmenbedingun­
gen Einfluss auf die Gestaltung 
des örtlichen oder regionalen 
Pflegeangebots nehmen kön­
nen. Die Studie hat vier zentrale 
Steuerungsansätze identifiziert, 
die zur Stärkung ambulanter 
Pflege beitragen können und 
hierfür erfolgreiche Praxisbei­
spiele benannt. Im Portal www.
wegweiser-kommune.de der 
Bertelsmann Stiftung sind diese 
und weitere Praxisbeispiele zu 
finden.

So kann der Aufbau von effekti­
ven Vernetzungsgremien für die 
lokalen Pflegeakteure ein Steu­
erungsansatz sein, durch den 
die ambulante Versorgung ziel­
gerichtet gestärkt werden kann. 
Ein Beispiel hierfür ist das Netz­
werk „Älter werden in Potsdam“ 
oder die Netzwerkarbeit der 
Stabsstelle Altenhilfe im Land­
kreis Marburg-Biedenkopf.

Kommunen, die trotz schwieri­
ger Rahmenbedingungen in der 

chen Engagements gelingen. In 
der ambulanten bzw. häuslichen 
Pflege gelingt es sehr viel bes­
ser, Familie und Zivilgesellschaft 
in die Betreuung der zu Pflegen­
den einzubinden. Die Pflegebe­
dürftigen bleiben Teil der häusli­
chen Gemeinschaft. Aus diesem 
Grund entspricht ambulante Pfle­
ge sehr viel mehr den Wünschen 
der Menschen, die so lange wie 
möglich zu Hause bei der eige­
nen Familie und in den eigenen 
vier Wänden leben möchten. 
Last but not least entspricht 
eine solche Anreizstruktur auch 
den gesetzlichen Vorgaben: 
§ 13 des Sozialgesetzbuches XII 
verlangt den Vorrang ambulanter 
vor teilstationären und stationä­
ren Leistungen.

Will man dies erreichen, benötigt 
man leistungsfähige und ausrei­
chend ausgestattete kommunale 
Verantwortungsträger, die ihren 
Gestaltungsauftrag für die Ver­
sorgung der Menschen vor Ort 
wahrnehmen wollen und können.

In der Studie Demographie Kon-
kret – Pflege kommunal gestal­

REGIONALES PFLEGEBUDGET
– PFLEGE LOKAL GESTALTEN
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Strukturen verbessert werden 
kann. Die zentrale pflegepoliti­
sche Herausforderung besteht 
somit darin, die Verantwortung 
und Ausstattung der Kommu­
nen strukturell und finanziell 
zu stärken, ohne den durch die 
Pflegeversicherung begründeten 
individuellen Leistungsanspruch 
der Versicherten zu untergraben.
 
Genau an dieser Stelle setzt das 
Konzept zum Regionalen Pflege­
budget an. Es geht dabei im We­
sentlichen darum, die Leistungs­
mittel der Pflegeversicherung mit 
der kommunalen Gestaltungs­
verantwortung zu verbinden, in­
dem Kommunen entsprechend 
der Anzahl und Einstufung ihrer 
pflegebedürftigen Bürger Mittel 

Bürger eine aktive und zentrale 
Rolle. Mittlerweile existieren 
viele dieser Projekte schon seit 
einigen Jahrzehnten und haben 
somit ihre Tragfähigkeit unter 
Beweis gestellt. Quartiersprojek­
te finden sich nicht nur in größe­
ren Städten (z. B. Haus im Vier­
tel der Bremer Heimstiftung), 
sondern auch in ländlichen Ge­
meinden und Regionen (z. B. Le­
bensräume für Alt und Jung der 
Stiftung Liebenau). Im www.weg­
weiser-kommune.de findet man 
bei den Praxisbeispielen sowohl 
das Haus im Viertel wie die Le­
bensräume für Jung und Alt.

Die guten Beispiele machen 
deutlich, wie die pflegerische Si­
tuation vor Ort durch dezentrale 

AurA gGmbh im Landkreis Mar­
burg-Biedenkopf sowie die Ta­
gespflege des Vereins Daheim 
e. V. in Gütersloh benannt.

In einigen Bundesländern steht 
die Förderung von Quartierspro­
jekten im Fokus. Leitgedanken 
sind hierbei die Förderung und 
der Aufbau von sorgenden Ge­
meinschaften. In den Projekten 
soll ein Wohlfahrtsmix zwischen 
Staat, Markt und Gemeinschaft 
entwickelt und etabliert werden. 
Neben den Kommunen, den 
frei-gemeinnützigen und privat­
wirtschaftlichen Anbietern von 
sozialen Dienstleistungen sowie 
der Wohnungswirtschaft spielen 
die zivilgesellschaftlichen Ak­
teure und die Bürgerinnen und 

Modul I:
Planung und Steuerung

Modul II:
Pflegeberatung und 
Case & Care Management

Modul III:
Leistungserbringung
(Pflege und Betreuung)

Modul IV:
Leistungsbewilligung
und Abrechnung

Regionale Einheit

Pflegeberatungsstellen und 
regionale Einheit

Leistungserbringer
und Angehörige

Pflegekassen und
regionale Einheit

Was muss getan werden? Wer übernimmt die Aufgaben?

Abbildung: Eckpunkte für die Ausgestaltung des Regionalen Pflegebudgets

dass innovative Konzepte vor 
Ort eine bessere Chance haben, 
verwirklicht zu werden.
 
Die Umsetzung dieses Konzep­
tes zielt auf Effizienzgewinne 
vor allem durch die qualitativen 
Verbesserungen der Versorgung 
von pflegebedürftigen Menschen 
und eine bessere Unterstützung 
ihrer Angehörigen im häuslichen 
Umfeld. Wenn es gelingt, von 
20 bisher stationär versorgten 
Menschen nur einen ambulant 
zu pflegen, deckt dies bereits 
die Kosten, die für die zusätzli­
chen Kosten der kommunalen 
Steuerung und Beratung anfal­
len. Jede weitere Verlagerung 
des Leistungsgeschehens in 
den ambulanten Sektor setzt 
weitere Mittel zur Verbesserung 
der Pflege frei. Die Stärkung der 
ambulanten Versorgung führt zu­
dem zu einer spürbaren Entlas­
tung der Versorgungslücke bei 
den benötigten Fachkräften. Vor 
allem aber entspricht die konse­
quente Umsetzung des Grund­
satzes „ambulant vor stationär“ 
den Wünschen der Betroffenen.

In Abhängigkeit von einem je­
weils unterschiedlich starken 
Regionalbezug und unterschied­
licher strategischer Bedeutung 
für das Gelingen des Gesamtvor­
habens können vier spezifische 
Aufgabenmodule unterschieden 
und ihrer Ausprägung entspre­
chend jeweils unterschiedlichen 
Institutionen zugewiesen werden 
(Abbildung S. 24).

Ausgangspunkt ist dabei die 
Überlegung, im Sinne einer mög­
lichst schlanken und effizienten 
Aufgabenerfüllung nur diejeni­
gen Aufgaben zu regionalisieren, 
die einen starken Ortsbezug und 
hohe steuerungsstrategische 
Bedeutung besitzen. Für die 
zusätzlichen Aufwendungen, 
die den Kreisen und kreisfrei­
en Städten entstehen, werden 
ihnen zusätzliche Mittel in ent­
sprechender Höhe zur Verfügung 
gestellt.

Das Regionale Pflegebudget 
sorgt nicht per se für kreative 
regionale Lösungen, aber es 
schafft eine strukturelle und fi­
nanzielle Voraussetzung dafür, 

aus der Pflegeversicherung er­
halten. Die Zuweisung wird pau­
schal, gestaffelt nach Pflegestu­
fe bzw. Pflegegrad, gewährt und 
ist unabhängig vom gewählten 
Pflegesetting (informell, ambu­
lant, stationär). Damit wird ein 
finanzieller Anreiz zur Förderung 
ambulanter Versorgungsangebo­
te vor Ort gesetzt. Zugleich blei­
ben die individuellen Leistungs­
ansprüche der Pflegebedürftigen 
und ihre Wahlmöglichkeiten un­
angetastet.

Aufgrund ihrer Planungs- und 
Steuerungshoheit können Kreise 
und kreisfreie Städte im Rahmen 
des regionalen Pflegebudgets 
passgenaue Versorgungsstruk­
turen in der Region schaffen. 
Sie haben es in der Hand, etwa 
durch Versorgungsverträge oder 
andere Anreizsysteme niedrig­
schwellige Pflegesettings (ins­
besondere ambulante und inte­
grierte Versorgungssettings) zu 
sichern, bei denen professionel­
le Pflegeleistungen und niedrig­
schwellige Hilfen optimal inein­
anderfließen.
 

REGIONALES PFLEGEBUDGET
– PFLEGE LOKAL GESTALTEN

http://www.wegweiser-kommune.de
http://www.wegweiser-kommune.de
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zung des Konzeptes – um Misch­
verwaltung zu vermeiden – auf 
Ebene der Sozialgesetzgebung 
Kranken- und Pflegeversicherung 
durch den Bundesgesetzgeber 
klar getrennt werden. Die nicht 
unberechtigte Befürchtung ist, 
dass das zu Synergieverlusten 
führen könnte.
 
Da in Österreich Kranken- und 
Pflegesystem nicht in der glei­
chen Weise integriert sind wie in 
Deutschland, wäre eine stärkere 
regionale Verantwortung in der 
Steuerung von Pflegeleistungen 
vielleicht auch hier ein gangba­
rer Weg.

Mit dem Konzept zu einem 
Regionalen Pflegebudget will 
die Bertelsmann Stiftung eine 
pflegepolitische Diskussion in 
Deutschland anstoßen, die über 
die Reform der Pflegeversiche­
rung und die Erneuerung des 
Pflegebedürftigkeitsbegriffs – so 
notwendig und dringend beide 
Vorhaben sind – hinausgeht. 
Dabei wird bewusst die Rolle 
der Kommunen ins Zentrum der 
Überlegungen gestellt, weil gute 
Pflege nur vor Ort gestaltet und 
verantwortet werden kann.

Hauptkritikpunkt in Deutschland 
ist die Tatsache, dass zur Umset­

Kirsten Witte, 52,

arbeitete nach ihrem VWL-Stu­
dium als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin an der Uni Müns­
ter bis 1994. Im gleichen Jahr 
promovierte sie zum Thema 
„Ordnungspolitische Perspek­
tiven der Europäischen Uni­
on“. Von 1994 bis 2001 war 
sie in verschiedenen Funkti­
onen bei der Stadt Münster 
tätig. Für die Bertelsmann 
Stiftung arbeitet sie seit 2001 
und seit 2005 leitet sie hier 
das Programm LebensWerte 
Kommune.

REGIONALES PFLEGEBUDGET
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Pflegende
Private
Beziehung
30 % Ehepartner/in
24 % Töchter
12 % Sohn
Rest Schwiegertochter,
Mutter, Schwester

Alter
Frauen: 61,6 Jahre
Männer: 66,19 Jahre

Berufstätigkeit
11,82 % Vollzeit
11,32 % Teilzeit
10,37 % Beruf aufgegeben
	   oder reduziert

Volkswirtschaftliches Potenzial
pflegender Angehöriger:
3–4 Mrd. Euro

Profis
Mobil
92 % Frauen
  8 % Männer

Stationär
84 % Frauen
16 % Männer

39 % leben 
allein zuhause

Zwei Drittel aller mobil 
Gepflegten sind Frauen

Drei Viertel aller stationär 
Gepflegten sind Frauen

Frauen  78,0 Jahre
Männer 73,1 Jahre

59 %  
mobile  
DiensteProfibetreuung

5 % 
alternative 

Wohnformen

3 %  
teilstationäre
Einrichtungen

34 %  
stationäre

Einrichtungen

+21 % mobile Dienste

+130 % Kurzzeitpflege

+29 % alternat. W
ohnformen

+25 % mehr Bedarf  

an mobiler Pflege

+48 % Steigerung  
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Pflegekosten

455.000 Menschen haben 
Anspruch auf Pflegegeld

95.800 Personen 
in stationären Einrichtungen

Pflege & Pflegedienste

16 %

84 %  
werden zuhause 
betreut/gepflegt, 

davon ...

46 %  
durch 

Angehörige

5 %  
mit 24-h-Pflege

2 %  
in teilstationären

Einrichtungen

Anteil der Nettoausgaben 

am BIP 0,9–1,1 %

Anteil der Nettoausgaben 

am BIP 1,6–2,8 %
+360 % 
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Pflegegeld-Bezieher/innen

31 %  
durch  

mobile Dienste
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etreuungs- und Pflegedienste

56 % Länder & 
Gemeinden

5 % Sonst.39 % durch betreute
Personen selbst
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Michaela Höfelsauer
Bürgermeisterin in Lend sowie 
Leiterin des örtlichen Seniorenheimes

#Zukunft Pflege – Märchen
  oder Alptraum

„Aufopfernd kümmere ich mich 
um betagte Menschen, die ihren 
Alltag nicht mehr bewältigen kön-
nen. Liebevoll und voller Geduld 
bade oder dusche ich sie, unter-
stütze sie beim Essen, bereite 
Medikamente vor, helfe ihnen bei 
den alltäglichen Bedürfnissen, 
die sie nicht mehr alleine schaf-
fen, gehe mit ihnen spazieren, 
höre zu und vieles mehr. Gerne 
komme ich auch zu ihnen nach 
Hause, kein Weg ist mir zu weit. 
Jeden Tag gebe ich mein Bestes 
und mein Lohn ist die Dankbar-
keit.“

Der Pflegealltag sieht oft genug 
anders aus. Denn wenn sich 
nicht bald jemand aufrafft, um 
so einiges zu verbessern, dann 
ist die Versorgung alter, kranker 
oder anderer bedürftiger Men­
schen in dieser Form gestor­
ben. Mangels Pflege der Pflege. 
Obwohl die gut geschulten Pfle­
gekräfte mit voller Energie und 
Freude am Beruf alles geben, 
sogar über ihre Grenzen gehen, 

Mag dies amüsant klingen, dann 
ist doch der Spagat zwischen 
den Anforderungen der zu pfle­
genden Personen, der Angehöri­
gen, der kontrollierenden Stellen 
und den immer umfangreiche­
ren Gesetzen fast unmöglich zu 
schaffen und unter einen „Pfle­
gehut“ zu bringen. Es kommt 
oft zu großen Unterschieden 
in der Auffassung, es fehlt an 
der Zeit für Kommunikation und 
Konfliktpotenzial entsteht und 
schwächt unnötig den Ruf der 
Institutionen und des Personals.

www.Traumberuf-Pflege.ade

Pflegekräfte werden neben den 
vielen psychischen Belastungen, 
die sie täglich schultern, auch 
körperlich extrem stark bean­
sprucht. Zusätzlich wird durch 
den akuten Personalmangel in 
der Branche im ganzen Land die 
Lage für die Mitarbeiter in Se­
nioren- und Pflegeheimen, aber 
auch in der mobilen Hauskran­
kenpflege immer anstrengen­
der. Eine 100%ige Anstellung 
ist körperlich kaum zu schaffen. 
Auch wenn man es sich leisten 

reicht ihr Einsatz im Alltag kaum 
aus.

Strukturen, Anforderungen und 
Sichtweisen über die Aufgaben 
der Pflegepersonen haben sich 
in der Realität zu sehr geändert. 
Das Bild, das die Bevölkerung 
vom aufopfernden Pfleger in ei­
nem Seniorenheim oder in der 
Hauskrankenpflege hat, der 
automatisch alle Aufgaben, Ab­
läufe und persönlichen Befind­
lichkeiten eines Angehörigen 
übernimmt, welcher daheim 
diese Aufgaben ausführen wür­
de, entspricht selten den Tat­
sachen. Immer mehr tritt der 
Hotel/Gast-Charakter eines 
Pflege- oder Seniorenheims in 
den Vordergrund. So reicht es 
zum Beispiel nicht mehr, den 
Körper eines zu Pflegenden ein­
zucremen. Das Personal sollte 
mittlerweile geschult sein, die 
Augencreme von der Cellulite- 
und der Handcreme zu unter­
scheiden, die Fußcreme nicht 
vergessen und alles auch ent­
sprechend zur passenden Tages­
zeit anwenden. 

WIE VIEL PFLEGE
BRAUCHT DIE PFLEGE?
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kann, das Beschäftigungsaus­
maß zu reduzieren, müssen 
durch den Personalmangel (oft 
aus Kostengründen) zusätzliche 
Dienste übernommen werden. 
Überarbeitung und nervliche Be­
lastung führen zu vermehrten 
Krankenständen, die wiederum 
das restliche Personal abde­
cken soll. Durch die vielen Fei­
ertags-, Schicht- und Teildienste 
hat der Beruf den berechtigten 
Ruf, zusätzlich noch familienun­
freundlich zu sein. Die gesetzlich 
vorgeschriebene täglich anwe­
sende Diplomkraft macht es vor 
allem für kleinere Heime immer 
schwieriger, da so gut wie kein 
Diplompersonal mehr den Weg 
in die harte Welt der Altenpflege 
sucht.
 
Nach dieser Arbeitsbeschrei­
bung sollte wenigstens der 
Gedanke beruhigen, dass Pfle­
gekräfte gut bezahlt werden. 
Das Gegenteil ist der Fall, und 
obwohl ein Mangel an qualifi­
ziertem Personal besteht, wird 
dieser Beruf noch immer nicht 
finanziell aufgewertet.
 

eigenen vier Wänden zu bleiben, 
setzen viele Verwandte auf mo­
bile Pflegedienste, bis hin zur 
24-Stunden-Betreuung. Obwohl 
diese beiden Formen schon bis­
her vom Zugriff auf persönliches 
Vermögen verschont geblieben 
sind (Pflegeregress), sind die 
Tarife sehr hoch, und für eine 
24-Stunden-Betreuung muss zu­
sätzlich auch noch der Platz für 
den Betreuer vorhanden sein. 
Hier wäre es sicherlich zielfüh­
rend, massiv zu investieren und 
leistbare Kostensätze zu schaf­
fen. Es braucht dringend ein Ge­
samtkonzept, denn die Realität 
hat mittlerweile schon fast jede 
düstere Zukunftsprognose ein­
geholt, und trotzdem wird immer 
noch gezögert oder an Insellö­
sungen gearbeitet. Pflegende 
Angehörige, mobile Pflegediens­
te und 24-Stunden-Pflege zu 
reformieren, würde die Betten­
knappheit und den Druck auf die 
Heime reduzieren und es wären 
durch die Angehörigen verfügba­
re Ressourcen geschaffen.

Kaum jemand will sich mit dem 
Tod beschäftigen, es reicht, 
wenn er dann da ist. Genau­
so geht es mit der Pflege. Und 
trotzdem wird früher oder später 
jeder von uns mit dieser Sparte 
konfrontiert, denn Mutter, Va­
ter, Oma, Opa, der Partner oder 
man selbst bedarf irgendwann 
der Pflege. Was erwartet uns 
dann? Gestresste Menschen, 
die zwar redlich versuchen, ei­
nem das Leben so schön wie 
möglich zu gestalten, aber kaum 
noch Luft nach oben haben, weil 
es nie reicht? Die zu wenig ver­
dienen, um sich die Berufung 
Pflege noch leisten zu können? 
Bekommt man irgendwann über­
haupt noch Hilfe, wenn Betten 
nicht belegt werden oder keine 
Termine für die Hauskranken­
pflege mehr offen sind, weil es 
einfach niemanden mehr gibt, 
der fundiert pflegen kann? Wird 
dann nur noch dem geholfen, 
der am meisten zahlt?

#Ich bleib’ daheim!

Um dem Papa oder der Mama 
den Wunsch zu erfüllen, in den 

denn niemand hat wirklich eine 
Idee, wo das Geld herkommen 
soll. Derzeit tragen vor allem die 
Gemeinden die hohen Abgänge 
der Seniorenheime, waren in 
den Pflegeregressabschaffungs­
prozess auch nicht eingebunden 
und fordern natürlich eine Lö­
sung von den Verantwortlichen.

#Ene, mene, muh und schuld
  bist du!

Handlungsmöglichkeiten liegen 
hauptsächlich bei der Politik. Es 
reicht nicht, wenn Politiker sich 
durch Seniorenheime kämpfen 
und sich bei einem Kopftät­
scheln mit einem Bewohner foto­
grafieren lassen, den gestress­
ten Mitarbeiter/innen blumige 
Versprechungen zu Verbesserun­
gen der Situation machen und 
dann zum nächsten Fototermin 
davoneilen – um nie wieder ge­
hört oder gesehen zu werden.

Es reicht nicht, wenn Bund und 
Land sich gegenseitig die Schuld 
an der Misere zuschieben, wie 
man es in letzter Zeit des Öfte­
ren in den Medien gehört hat. 

tet 2018 pro Person 29,75 Euro. 
Darin sind fünf Mahlzeiten, der 
Wohnraum in der Kategorie  A, 
Handtücher, Bettwäsche und 
meistens auch noch das Wa­
schen der Leibwäsche enthal­
ten. Dazu wird noch eine Pfle­
gegebühr in den Einrichtungen 
eingehoben, von der noch das 
Personal, die teuren Geräte wie 
Pflegelifter, Hebebadewannen 
oder die Heimausstattung, Le­
bensmittel und vieles mehr zu 
bezahlen sind. Dass sich das für 
die Heime nicht ausgeht, braucht 
keine große Rechenkunst.

Nun ist auch der Pflegeregress 
gefallen. Auf privates Vermögen 
wird nicht mehr zugegriffen. Eine 
an und für sich gute Sache, da 
hier soziale Ungerechtigkeiten 
ausgemerzt wurden, aber we­
nig durchdacht, müssen doch 
die Länder damit rechnen, dass 
mindestens an die 500 bis 
600 Millionen Euro jährlich mehr 
für die Pflege aufgewendet wer­
den müssen. Die Gemeinden, 
die Länder und der Bund spie­
len einander nun den Ball zu, 
es wird gefeilscht ohne Ende, 

#Ab ins Heim!

Nachdem es organisatorisch, fi­
nanziell oder krankheitsbedingt 
nicht mehr möglich ist, zu Hause 
gepflegt zu werden, wird hände­
ringend ein Platz in einem Seni­
oren- oder Pflegeheim gesucht. 
Ein Zimmer ist oft schwer zu er­
gattern und die Wartelisten sind 
im Akutfall immer lang. Trotzdem 
soll das zukünftige Heim neu, 
familiär, hell, traditionell sein 
und sich natürlich in der Nähe 
des ehemaligen Wohnorts befin­
den. Die Pflegekräfte sollten gut 
ausgebildet, freundlich, bemüht, 
ohne Nerven und mit viel Zeit 
ausgestattet sein, perfekt an 
die Ansprüche jedes Einzelnen 
angepasst. Groß ist das Entset­
zen, wenn man den Platz auf der 
Warteliste entdeckt sowie Mühe 
und Not hat, den Angehörigen 
überhaupt irgendwo unterzubrin­
gen. Der Ruf nach mehr Betten 
wird immer lauter, doch wer soll 
das bezahlen?

Ein Tag in einem von einer Ge­
meinde, einer Stadt oder dem 
Land geführten Pflegeheim kos­

WIE VIEL PFLEGE
BRAUCHT DIE PFLEGE?
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entmutigen lassen. Die noch 
durchhalten und ihr Bestes ge­
ben, um den Menschen in ihrer 
Obhut Mut, Wärme, Zuneigung 
und Stabilität zu geben. Keine 
noch so gute und effiziente Ma­
schine kann diese Leute jemals 
ersetzen. Darum heißt es, sie zu 
halten, sie zu motivieren, sie zu 
unterstützen, sie zum Bleiben zu 
bewegen. Und es heißt auch, all 
die Vielen zu suchen, die sich 
eventuell im In- und Ausland 
doch für diesen Beruf entschei­
den würden, wenn die Umstände 
passen. Die dir, mir und allen 
anderen im Alter Sonne schen­
ken, ein Zuhause bereiten und 
helfen, ohne dabei selbst an ih­
rer Berufung zugrundezugehen. 
Schaffen wir diese Vorausset­
zungen, bevor es zu spät ist.
 
#Jetzt!

Auch die Gesetze gehören geän­
dert. Eine Pflegeperson verbringt 
immer weniger Zeit beim Pfle­
genden, weil sie zum Aktenpfle­
ger mutiert. Gesetze gehören 
angepasst und eventuell verein­
facht, wenn sie dem Alltag die 
Luft nehmen.

Obwohl jeder Einzelne von uns 
betroffen ist, scheint es, dass 
uns nichts anderes übrig bleibt, 
als wirklich auf den Retter aus 
dem Märchen zu warten, denn 
noch sieht es, bis auf einige 
oberflächliche Schönheitskorrek­
turen, nicht nach einer grundle­
genden Veränderung aus. 

Mag die Zukunft auch düster 
klingen, so gibt eines doch 
Hoffnung. Diese besteht aller­
dings vorwiegend durch Men­
schen, die sich von den negati­
ven Schlagzeilen, die man über 
die Pflege hört und liest, nicht 

Es wäre zielführender gewesen, 
zuerst die Personalsituation zu 
klären und zu verbessern, be­
vor man etwas verändert, das 
durchaus noch Zeit gehabt hät­
te. Die sichtbare Spitze des Eis­
bergs (Pflegeregress) wurde mit 
Freude im Nationalrat beseitigt, 
der restliche Berg muss noch 
warten, ist im Grunde genom­
men aber noch gefährlicher.

Der Politik alleine die Schuld zu 
geben, wäre aber zu einfach. Für 
notwendige Änderungen sind da­
her alle verantwortlich. Auch die 
große Berufsgruppe Pflege darf 
sich ruhig selbst wehren. Würde 
sich der „Riese“ Pflege bewe­
gen, könnte sehr vieles gemein­
sam erreicht werden. Es braucht 
passende Ausbildungsplätze, 
die den Beruf attraktiv machen. 
Zusätzlich ist dringend an der 
Bezahlung und am Image des 
Begriffs „Pflege“ zu arbeiten.

Michaela Höfelsauer, 52,

ist verheiratet und Mutter 
zweier Töchter. Derzeit übt sie 
das Amt der Bürgermeisterin 
in Lend aus, wo sie auch das 
örtliche Seniorenheim leitet.

WIE VIEL PFLEGE
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Dr. Artur Wechselberger
Präsident der Ärztekammer für Tirol

Österreich leidet derzeit generell 
unter einem zumindest relativen 
Ärztemangel. Relativ deshalb, 
weil wir statistisch betrachtet 
die zweithöchste Ärztedichte 
aller OECD-Staaten aufweisen. 
Ein Wert, der allerdings denen 
nicht hilft, die medizinische Ver­
sorgung brauchen und sie nicht 
in annehmbarer räumlicher und 
zeitlicher Entfernung und in für 
sie passender Qualität finden. 
Versorgungsdefizite, die mittler­
weile nicht nur ländliche Regi­
onen, sondern auch den klein­
städtischen Bereich treffen.

Der Ärztemangel wird beson­
ders dort als schwerwiegend 
empfunden, wo die Ärztedichte 
generell dünn ist und im jewei­
ligen Fachgebiet zu wenige Ärz­
te niedergelassen sind, um den 
Wegfall auch nur eines Arztes 
einigermaßen kompensieren zu 
können. Dies trifft häufig auf die 
ländlichen Regionen zu. Als Lan­
därzte werden Ärztinnen und Ärz­
te bezeichnet, die eine Kassen­
arztordination in einer Gemeinde 
führen, die maximal 3.000 Ein­
wohner hat und in der es nicht 

schlüssel gesetzlich eingeführt. 
Er verpflichtete die Krankenhäu­
ser, pro 15 systemisierten Bet­
ten einen Hausarzt auszubilden.
 
Viele Landärztinnen und Lan­
därzte aus dieser Generation 
sind jetzt im Pensionsalter oder 
stehen kurz davor. Innerhalb der 
nächsten zehn Jahre wird etwa 
die Hälfte der Landärzte pensi­
onsbedingt ausscheiden. Diese 
Stellen gilt es zu besetzen.

Einer erfolgreichen und naht­
losen Nachbesetzung stehen 
allerdings viele Hindernisse im 
Wege.

Immer weniger Bewerber 
überlegen immer länger

Immer weniger Jungmediziner 
bewerben sich um Landarztstel­
len, und von diesen springen 
immer mehr ab, sobald sie sich 
ein Bild von den Lebens- und 
Arbeitsbedingungen am ausge­
schriebenen Standort gemacht 
haben. Das liegt häufig allein 
schon daran, dass junge Men­
schen, die in der Stadt studiert 

mehr als zwei Allgemeinmedizi­
ner mit Kassenverträgen gibt. 
Eine Versorgungslage, wie sie 
immerhin für fast 30 Prozent al­
ler Österreicherinnen und Öster­
reicher zutrifft. 35 Prozent aller 
niedergelassenen Allgemeinme­
dizinerinnen und Allgemeinme­
diziner mit Verträgen mit den 
Gebietskrankenkassen stellen 
dort die medizinische Basisver­
sorgung sicher.
 
Die letzten großflächigen Ver­
sorgungsprobleme in ländlichen 
Regionen hatten wir vor etwa 
40 Jahren. Als Erstmaßnahme 
dagegen übernahm damals der 
Bund unter Gesundheitsministe­
rin Dr. Ingrid Leodolter für einige 
Zeit die Finanzierung von Aus­
bildungsstellen in den Kranken­
häusern. Im Gegenzug mussten 
sich die so subventionierten Tur­
nusärztinnen und Turnusärzte 
verpflichten, nach Abschluss der 
Ausbildung als Ärzte aufs Land 
zu gehen. Langfristig wurde, um 
auf die Krankenhäuser Druck 
auszuüben, Ausbildungsstellen 
für Allgemeinmediziner zu schaf­
fen, der sogenannte Betten­

LANDÄRZTEMANGEL & 
BEWÄLTIGUNGSSTRATEGIEN
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Rückgang Niedergelassener Ärzte 2013 – 2017

70 % der derzeit beruflich tätigen 
Landmediziner werden bis 2025 im 
Pensionsalter sein!
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und die Vorteile des urbanen Le­
bens kennengelernt sowie sich 
dort in der Studienzeit und in der 
Zeit der postpromotionellen Aus­
bildung sozial integriert haben, 
ungern eine für sie weitgehend 
unbekannte Tätigkeit als Land­
ärztin oder Landarzt aufnehmen 
wollen. 

Auch hat sich das Geschlechter­
verhältnis innerhalb der Ärzte­
schaft massiv verändert. Waren 
vor 40 Jahren in der Allgemein­
medizin nicht einmal 25 Prozent 
Ärztinnen, so sind es heute mehr 
als 60 Prozent, die als frisch 
ausgebildete Allgemeinmedizi­
nerinnen die Krankenhäuser ver­
lassen. Und die erwarten sich 
zumeist andere Voraussetzun­
gen für ihre berufliche Zukunft 
wie ihre mehrheitlich männliche 
Vorgängergeneration. Wünsche 
nach geregelten Arbeitszeiten, 
Arbeitnehmer- und Mutterschutz, 
Teilzeitmöglichkeiten und Team­
arbeit als angestellte Ärzte/
Ärztinnen konkurrieren mit den 
Erfordernissen einer Landarzt­
tätigkeit. 

zur Verfügung stehen. Ein Land­
arzt führt zumeist kleine chirur­
gische Eingriffe selbst durch 
oder versorgt sogar Knochenbrü­
che. Die dafür nötige Ausstat­
tung, wie etwa ein Eingriffsraum 
oder ein Röntgengerät, muss 
angeschafft und gewartet wer­
den. Das heißt: Wer eine Praxis 
auf dem Land übernimmt, hat 
mit größeren Investitions- und 
Wartungskosten zu rechnen als 
in der Stadt. Dazu kommen Ver­
tretungs- und Personalkosten 
sowie Ausgaben für Fortbildung. 

Doch nicht nur die Kosten sind 
es. Die Aufgabenvielfalt setzt 
auch ein hohes Maß an Organi­
sationstalent und Management 
voraus. Schließlich gilt es, ne­
ben der regulären Ordinations- 
und Hausbesuchstätigkeit die 
Erreichbarkeit und die Bereit­
schaftsdienste zu organisieren 
und zu leisten, bei Feuerwehr 
und Rettung ehrenamtlich mit­
zuwirken oder als beratendes 
Organ der Gemeinde, als Arzt 
in Schulen und Kindergärten 
zur Verfügung zu stehen. Eine 
Vielfalt, die für viele Allgemein­

Dort sind es das Investitions- 
und Betriebsrisiko des Kleinbe­
triebes „Praxis“, die zeitliche 
Verfügbarkeit oft weit über die 
normalen Arbeitszeiten hinaus 
und die alleinige medizinische 
Entscheidungsverantwortung  in 
einem oft nur vage vorstellba­
ren Arbeitsbereich. Ganz zu 
schweigen von der persönlichen 
Lebensgestaltung am Land und 
den Unterschieden zum städti­
schen Umfeld. Umstände, die 
auch oft männliche Kollegen von 
einer Niederlassung als Land­
arzt abhalten. Schließlich glei­
chen sich die Vorstellungen in 
den Lebensentwürfen innerhalb 
der nachrückenden Generation 
bei beiden Geschlechtern.

Große Aufgabenvielfalt

Viele Interessenten schreckt 
die Vielfalt der Aufgaben eines 
Landarztes ab. Das medizini­
sche Leistungsspektrum eines 
Landarztes ist in der Regel deut­
lich größer als das eines Allge­
meinmediziners in der Stadt, 
wo Fachärzte und Krankenhaus­
ambulanzen in nächster Nähe 

LANDÄRZTEMANGEL &
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medizinerinnen und Allgemein­
mediziner nicht erstrebenswert 
erscheint oder für die sie sich 
oft nicht entsprechend vorberei­
tet sehen. Die nach wie vor sehr 
krankenhauslastige Ausbildung 
kann diese Fülle der notwendi­
gen Kenntnisse und Fertigkeiten 
nicht vermitteln. Zudem geben 
viele Absolventen des Medizin­
studiums lieber dem verlocken­
den Angebot einer Facharztaus­
bildung den Vorzug, als sich auf 
das Abenteuer des für sie un­
bekannten Fachbereiches Allge­
meinmedizin einzulassen. 

Die fehlende Information über 
den hohen Wert der Primärver­
sorgung als Basis jedes Gesund­
heitssystems ist letztlich auch 
Hauptgrund für das Imageprob­
lem der Allgemeinmedizin. Die­
ses begleitet die Jungärzte oft 
schon in ihrer Ausbildungszeit 
und äußerst sich in einer man­
gelnden fachlichen Zuwendung 
der Ausbildner und in einer feh­
lenden Unterstützung durch die 
Dienstgeber.

hin geringen Zahl noch etwa ein 
Viertel von der Allgemeinmedizin 
in eine Sonderfachausbildung. 
Letztlich als Folge einer haus­
internen Abwerbung potenziel­
ler Landärzte. Auf der anderen 
Seite sträuben sich viele Kran­
kenhäuser, ihren Stellenplan 
aufzustocken, um mehr Ärzten 
die Basisausbildung und in der 
Folge die allgemeinmedizinische 
Ausbildung zu ermöglichen. Auf 
den Punkt gebracht, weisen die 
Häuser, deren Träger auch für 
die landärztliche Versorgung zu­
ständig wären, potenzielle Land­
arztinteressenten ab. Besten­
falls setzen sie Stellensuchende 
auf Wartelisten, anstatt alles zu 
unternehmen, um sie rasch an­
zustellen, für die Landarzttätig­
keit auszubilden, in der Suche 
nach einer Lehrpraxis am Land 
zu unterstützen und sie zu moti­
vieren, aufs Land zu gehen. 

Dort gilt es, Ärztinnen und Ärz­
ten die Ängste vor der Praxis­
gründung oder -übernahme zu 
nehmen und die Hindernisse 
wegzuräumen, die einer Nieder­
lassung entgegenstehen.

Bewältigungsstrategien

So vielfältig wie die Ursachen 
sind auch die Lösungsansätze. 
Die Gemeinden müssen sich im 
Klaren sein, dass sie sich in ei­
nem Wettbewerb mit vielen Mit­
bewerbern befinden. Ein Wettbe­
werb, der im Studium beginnt. 
Schon hier gilt es, Interesse für 
den Beruf des Landarztes zu we­
cken. Es muss die Gelegenheit 
genutzt werden, im Rahmen des 
klinisch-praktischen Jahres Stu­
denten in eine Landarztpraxis zu 
bringen und für den Landarztbe­
ruf zu begeistern. Darauf folgt 
die Ausbildung in den Spitälern. 
Hier liegt eine der größten Chan­
cen für die Gemeinden, ihr Zu­
kunftsproblem aktiv anzugehen. 
Egal, ob als entscheidende Mit­
glieder eines Krankenhausver­
bandes oder als Zahler in eine 
Landesholding haben sie es dort 
in der Hand, den Nachwuchs zu 
steuern. 

Derzeit werden zu wenige All­
gemeinmedizinerinnen und All­
gemeinmediziner ausgebildet. 
Zudem wechselt von der ohne­
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Dazu gehört etwa die Unterstüt­
zung bei der Organisation von 
Ordinations- und Wohnraum bis 
hin zur Hilfestellung in der Kin­
derbetreuung. Hilfen, zu denen 
primär die Gemeinden aufgefor­
dert sind. An der Bundespolitik 
läge es, den Erhalt der ärztlichen 
Hausapotheken sicherzustellen 
und einen Ausbau zuzulassen. 

Auch Verbesserungen in der 
allgemeinmedizinischen Ausbil­
dung und die Schaffung eines 
Facharztes für Allgemeinmedi­
zin oder die Liberalisierung der 
Zusammenarbeitsmöglichkeiten 
sind Bundeskompetenz. Vor gro­
ßen Herausforderungen stehen 
ebenso die Länder, Krankenkas­
sen und die Ärztekammern. Die 
Reduktion der Belastung durch 
Bereitschaftsdienste, die Orga­
nisation und Honorierung der sa­
nitätspolizeilichen Aufgaben wie 
auch des Schularztwesens und 
eine zeitgemäße Ausgestaltung 

der Kassenverträge – besonders 
im Leistungs- und Honorarbe­
reich, aber auch die Administra­
tion und Bürokratie betreffend 
– sind wesentlich zur Steigerung 
der Attraktivität des Landarzt­
berufs. Denn gerade am Land 
bedroht die generelle Krise der 
sozialen Krankenversorgung, die 
unattraktive Kassenverträge zu 
Ladenhütern werden lässt, die 
ärztliche Versorgung.

Letztlich werden auch die Pri­
märversorgungseinheiten, die 
von vielen als das Allheilmittel 
zur Verbesserung der Versor­
gung angepriesen werden, das 
Landarztproblem nicht lösen. 
Sie könnten allerdings dann Ver­
besserungen bringen, wenn sie 
die bisher zumeist informellen 
Netzwerke der Hausärzte unter­
stützen und in der Organisation 
stärken. Freiwillige, informelle 
Netzwerke werden derzeit schon 
in den meisten Regionen Öster­

reichs von den niedergelasse­
nen Ärzten betrieben, um die 
Erreichbarkeit ärztlicher Hilfe 
sicherzustellen. 

Unterstützungsbedarf besteht 
in der verbindlichen Einbindung 
nichtärztlicher Berufsgruppen, 
der Verbreiterung des ärztlichen 
Leistungsangebotes und in der 
Entlastung von organisatori­
schen und bürokratischen Auf­
gaben sowie in der Stärkung der 
wirtschaftlichen Basis.
 
Die Akzeptanz und der Erfolg 
von Primärversorgungseinheiten 
werden von der Attraktivität der 
Arbeits- und Lebensbedingun­
gen, die sie Ärztinnen und Ärzten 
bieten, abhängen. Die Attraktivi­
tät des Angebotes ist generell 
ausschlaggebend dafür, sich in 
ländlichen Gegenden niederzu­
lassen. Dies gilt für die landärzt­
liche Einzelpraxis ebenso wie für 
die Primärversorgungseinheit.

Artur Wechselberger, 65,

ist Arzt für Allgemeinmedizin, 
Gesundheitswissenschaftler 
und ärztlicher Standesvertre­
ter. Er ist seit 1990 Präsident 
der Ärztekammer für Tirol. Von 
2007 bis 2012 war er erster 
Vizepräsident, von 2012 bis 
2017 Präsident der Österrei­
chischen Ärztekammer.
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Monika Langthaler
Ehemalige Politikerin der Grünen, Direktorin von 
R.20 und Veranstalterin des Austrian World Summit

Harry Gatterer
Geschäftsführer des Zukunftsinstituts 
& Experte für „New Living“

Rund zwei Drittel der Österrei-
cherinnen und Österreicher le-
ben im ländlichen Raum oder 
im suburbanen Raum mit ländli-
chem Charakter. Bis 2030 wer-
den mindestens zehn Prozent 
dieser Menschen diesen Raum 
verlassen. 
Laut dem Österreichischen Ge-
meindebund verliert der länd-
liche Raum jährlich 5.000 gut 
ausgebildete Personen an die ur-
banen Großräume wie Wien. Vor 
allem junge Frauen verlassen die 
ländlichen Regionen. 
Lässt sich dieser Trend noch auf-
halten? Wenn ja: Mit welchen Mit-
teln? Braucht der ländliche Raum 
mehr Urbanität? Wie viel davon? 
Dazu sprach Wolfgang Unterhu-
ber, nationaler Chefredakteur der 
Regionalmedien Austria, mit der 
Unternehmerin und ehemaligen 
Politikerin Monika Langthaler so-
wie mit dem Zukunfts- und Trend-
forscher Harry Gatterer. 

Ist das Land Idylle? 

Monika Langthaler: Für mich 
nicht per se. Land ist ja nicht 
gleich Land. Ich wohne jetzt im 

Langthaler: Das sehe ich ähnlich. 
Die Vorstellung, die das Land mit 
sozialer Idylle verbindet, stimmt 
mit der Realität oft nicht überein. 

Frau Langthaler, Sie sind im nie-
derösterreichischen Wilhelms-
burg aufgewachsen. Warum 
sind Sie von dort weg? 

Langthaler: Natürlich wegen 
des Studiums in Wien. Aber ich 
bin auch mit einem gewissen 
Enthusiasmus sozusagen in 
die Stadt geflüchtet. Denn da­
mals wie heute existieren am 
Land oft auch Vorurteile, Eng­
stirnigkeit, Kleinheit und sogar 
zuweilen Bosheit innerhalb der 
Dorfgemeinschaft. Ich sehe bei 
vielen Jugendlichen, dass sie 
deshalb das Land verlassen. 
Die urbane Welt soll man sicher 
auch nicht glorifizieren, aber 
viele junge Menschen wollen 
Vielfalt, Buntheit und Offenheit 
erleben.

Ist eine Ursache für die Abwan-
derung nicht auch die Ausdün-
nung der Infrastruktur? In der 
jüngsten Vergangenheit wurden 

Weinviertel. In Asparn an der 
Zaya. Das ist schon so richtig 
Land. Aber unter Landleben, 
verbunden mit Idylle, versteht si­
cher jeder Mensch etwas ande­
res. Wenn ich Land mit der Natur 
verbinde, mit dem haptischen 
Bezug zu Boden, Gras, Erde, 
Holz, dann ist das für mich per­
sönlich ein herrlicher Ausgleich 
zu meinem Beruf, bei dem ich 
ständig Kopfarbeit leisten muss. 
Da ist das Land für mich schon 
ein Ort der Idylle, wo man zur 
Ruhe kommen kann. 

Harry Gatterer: Ich kann mich da 
fast anschließen. In der Ästhetik 
und in der Wahrnehmung ist das 
Land unweigerlich mit Erdung 
und Runterkommen verbunden. 
Im Gegensatz zum Urbanen mit 
seiner Hektik und dem Stress. 
Ob das tatsächlich am Ende 
auch so ist, das ist die ande­
re Frage. Das Land kann auch 
das Gegenteil von idyllisch sein. 
Wenn man einfach nicht rein­
kommt, nicht dazugehört, nicht 
dabei ist, dann ist die schönste 
Umgebung vielleicht gar nicht 
mehr so idyllisch. 

WIE VIEL URBANITÄT BRAUCHT 
DER LÄNDLICHE RAUM?

INTERVIEW
MIT MONIKA LANGTHALER

& HARRY GATTERER:
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waren diese Mauern ziemlich 
massiv. Und manchmal gab es 
sogar zwei Mauern. Ohne einen 
Feind weit und breit übrigens. 
Warum dann die Mauern? Weil 
man die Bürger, die innerhalb 
dieser Mauern gelebt haben, 
vergemeinschaftet hat. Die 
Mauern dienten also nicht nur 
der Abwehr, sondern auch dem 
Selbstverständnis nach innen. In 
dieser Tradition haben sich die 
Städte später weiterentwickelt. 

Und was ist die Stadt im 
21. Jahrhundert?

Gatterer: Die Verdichtung von 
Möglichkeiten, das ist die Urba­
nität. Städte greifen dabei heute 
oft auf die Mechanik des Dorfes 
zurück. Die Idee des Dörflichen 
mit den Märkten und Kulturzent­
ren wird in die Stadt geholt. Weil 
die Stadtmenschen im 21. Jahr­
hundert Entspannung brauchen, 
um die urbane Verdichtung von 
Möglichkeiten ausleben zu kön­
nen. Umgekehrt kann das Land 
genau davon profitieren, indem 
diese Verdichtung von Möglich­
keiten imitiert wird. 

stein bis nach Rosenheim und 
schlussendlich München, dann 
ist da nicht mehr nur Land. Das 
ist im Grunde schon eine brutale 
Verkehrsverdichtung und eigent­
lich ein sehr dichter Raum. Man 
braucht sich dazu dann nur noch 
die Grundstückspreise anzuse­
hen. Das ist nicht mehr das idylli­
sche Land, sondern eine hybride 
Form. Ich glaube, dass die meis­
ten Menschen in so einer Art Hy­
brid leben, die nicht Großstadt ist, 
aber eben auch nicht mehr Dorf. 

Da stellt sich die Frage: Was ist 
dann eigentlich Urbanität?

Langthaler: Ein offener Raum. 
Ein Raum, wo man neue Chan­
cen entwickeln kann, weil es die 
entsprechenden Möglichkeiten 
gibt. 

Also macht Stadtluft noch im-
mer irgendwie frei?

Gatterer: Die Stadt repräsen­
tiert eine Geisteshaltung. Das 
beginnt bei den Stadtmauern, 
die ja lange vor Christus schon 
errichtet wurden. Manchmal 

ja jede Menge Postämter, Poli-
zeidienststellen oder Gerichte 
geschlossen.

Langthaler: Ich würde nicht wegen 
einem geschlossenen Postamt 
oder einer geschlossenen Polizei­
dienststelle in die Stadt ziehen.

Gatterer: Man geht in eine 
Stadt, weil natürlich der Möglich­
keitsraum da größer ist. Die ver­
meintliche Idylle, das Häuschen 
mit Garten irgendwo am Land, 
ist vielleicht dann doch nicht so 
idyllisch, weil damit Möglichkei­
ten eingeschränkt sind. Möglich­
keiten im Sinne von Menschen 
treffen, einen Job haben, kultu­
relle Vielfalt erleben. Man muss 
aber in der Kategorisierung Stadt 
versus Land vorsichtig sein und 
sollte nicht in ein Schwarz-Weiß-
Schema fallen. 

Inwiefern? 

Gatterer: Ich komme ursprüng­
lich aus Niederndorf in Tirol. 
Die nächste Stadt nebenan ist 
Kufstein. Wenn man diesen gan­
zen Raum nimmt, Wörgl, Kuf­

so weiter gemeinsam ein soge­
nanntes Foodlabor entwickeln. 
Dort handeln Verantwortliche, 
die einen offenen Geist haben, 
Menschen, die nicht protekti­
onistisch und vermeintlich tra­
ditionell agieren. Denn dieses 
vermeintlich Traditionelle ist 
meistens nur eine Verhinderung 
von etwas. Wahrhaftige Tradition 
hat immer mit Transformation im 
Sinne von Weiterentwicklung auf 
Basis starker Wurzeln zu tun. 

Langthaler: Ich sehe das auch in 
meiner Region. Es gibt da wirk­
lich ein paar sehr progressive 
Bürgermeister. Einer davon, der 
Bürgermeister von Ernstbrunn, 
wurde im Vorjahr zum Bürger­
meister des Jahres gewählt. 
Aber leider gibt es auch noch im­
mer Bürgermeister, die stolz da­
rauf sind, wenn sie Feldwege zu­
betonieren oder neue Parkplätze 
eröffnen. Das ist nicht die Urba­
nität, die der ländliche Raum be­
nötigt. Diese Gemeinden werden 
die Verlierer sein. 

Wenn ich Ihnen so zuhöre, dann 
hängt die Zukunft des ländli-

zugesperrt haben, weil damit die 
Orte der Begegnung wegfallen. 
Ich würde mir wünschen, dass es 
in jedem Dorf ein Kulturzentrum 
mit einer bunten Gastronomie 
gibt und eine ganztägige Kinder­
betreuungseinrichtung. Das wäre 
ein Quantensprung. 

Gatterer: Ich habe unlängst ei­
nen Bürgermeister getroffen, 
der sinngemäß zum Thema Kin­
derbetreuung gemeint hat, dass 
bei geschlossenen Kindergärten 
im Sommer die Frauen so wie 
früher halt daheimbleiben sol­
len. Da muss ich sagen: „Danke 
und auf Wiedersehen.“ 

In diesem Ort wird nichts pas-
sieren?

Gatterer. Ja, leider. Es gibt aber 
auch das, was ich die progres­
sive Provinz nenne. Also Bür­
germeister, die eine starke Idee 
haben und wahnsinnig viel be­
wegen. Ich erlebe das in meiner 
Heimatregion etwa in Kufstein 
oder in meiner Heimatgemein­
de Niederndorf, wo regionale 
Erzeuger von Käse, Wurst und 

Womit wir beim Kern sind. Also: 
Wie viel Urbanität braucht das 
Land? 

Langthaler: Wenn wir von of­
fenen Räumen, Vielfalt und 
Möglichkeiten sprechen, dann 
braucht der ländliche Raum sehr 
viel davon. Dazu gehören aber 
auch neue Rollenverständnisse. 
Wenn die Politik will, dass die 
jungen Leute im ländlichen Raum 
bleiben, dann muss sie diesen 
Raum attraktiv gestalten. Dazu 
gehört etwa das Thema der Ver­
einbarkeit von Beruf und Familie 
für junge Frauen. Dazu braucht 
es Kinderbetreuungseinheiten, 
die länger als bis 13.00 Uhr of­
fen haben. Und zwar flächende­
ckend. Darüber diskutieren wir ja 
schon seit über 30 Jahren. 

Aber damit allein ist es nicht 
getan …

Langthaler: Natürlich nicht. Es 
braucht auch bunte vielfältige 
Kultureinrichtungen, verbunden 
mit einer attraktiven Gastrono­
mie. Viel schlimmer als geschlos­
sene Postämter sind Wirte, die 
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Gatterer: Ich würde als Besser­
wisser (lacht) noch gerne etwas 
zum Geld sagen. In Österreich 
ist Geld grundsätzlich vorhan­
den. Es geht nur darum, wie 
wir es einsetzen. Das angeblich 
fehlende Geld ist das typisch 
gelernte Argument, wenn man 
Transformation nicht stattfinden 
lassen will. Denn es gibt immer 
kreative neue Lösungen. 

Aber der Bürgermeister-Job ist 
nicht immer nur lustig. 

Gatterer: Das ist völlig klar. Des­
halb ist es ja so wichtig, dass 
diesen Job Menschen machen, 
die Motivatoren der Transfor­
mation sind. Ich glaube, dass 
Transformation auf nationaler 
Ebene viel schwieriger ist als auf 
regionaler und lokaler Ebene. 

Wie wichtig ist die Digitalisie-
rung für den ländlichen Raum? 

Langthaler: Ich glaube, dass Di­
gitalisierung wichtig ist. Aber die 
Zukunft des ländlichen Raumes 
nur an der Digitalisierung fest­
zumachen, hielte ich auch für 

wende. Für einen neuen Park­
platz um 200.000 Euro, der 
20  Autos fasst, oder für eine 
Ganztags-Kinderbetreuung. In 
Ernstbrunn wurde zur Steigerung 
der örtlichen Mobilität für die 
Bürgerinnen und Bürger der Mo­
bilitätsverein „Ernsti - Mobil“ ge­
gründet. Das ist ein Shuttleser­
vice für ältere Menschen, weil es 
da nicht wie in der Großstadt öf­
fentliche Verkehrsmittel im Minu­
tentakt gibt. Und die Autos sind 
E-Autos. Da wird Elektromobilität 
also mit einem sozialen Dienst 
verbunden. 

Klingt sehr innovativ. 

Langthaler: Ja. Das ist Urbani­
tät, die das Land braucht. Ich 
verstehe, ehrlich gesagt, auch 
nicht, warum es am Land nicht 
coole Senioren-Wohngemein­
schaften gibt. Viele ältere Men­
schen, meist Frauen, leben ein­
sam und allein. Ich denke, da 
gäbe es sicher kostengünstige 
und kreative Lösungen, wie man 
einen gemeinsamen Wohnraum 
für diese Menschen schafft. 

chen Raums von den Bürger-
meistern ab. 

Gatterer: Total. Von wem sonst? 
Nur die Bürgermeister und ihre 
Teams können Tradition in Trans­
formation umwandeln. Dazu ha­
ben sie einen entsprechenden 
Gestaltungsspielraum. 

Und die Wirtschaft?

Gatterer: Natürlich kann man 
auf Unternehmer warten, die 
regional investieren und so wei­
ter. Nur: Der Unternehmer muss 
ein Geschäft machen, was per 
se ja nicht schlecht ist. Der 
Bürgermeister aber muss seine 
Gemeinde nachhaltig weiterent­
wickeln. 

Ich kenne ein paar Bürgermeis-
ter, die jetzt sagen würden, 
dass da ein paar Ahnungslose 
diskutieren: Denn in Wahrheit 
sei für all das kein Geld da. 

Langthaler: Ich kann als Ah­
nungslose (lacht) nur sagen, 
dass das Geld da ist. Es kommt 
nur darauf an, wofür ich es ver­

Langthaler: Wenn man Urbanität 
als die Möglichkeit sieht, Chan­
cen zu entwickeln, Freiräume zu 
bieten, Vielfalt zu ermöglichen, 
dann braucht es ganz viel Urba­
nität für den ländlichen Raum. 
Für mich ist Urbanität nicht, 
dass ich betoniere und alles ver­
städtere im Sinne von baulicher 
Veränderung, sondern Urbanität 
heißt Freiräume schaffen und 
Möglichkeiten eröffnen. 

Gatterer: Im Sinne der Verdich­
tung der Möglichkeiten braucht 
es Urbanität in der Region un­
bedingt. Im Sinne dessen aber, 
wie es ausgelebt wird, darf Ur­
banität im ländlichen Raum sehr 
eigenständig, sehr ländlich und 
sehr progressiv sein. Eben so, 
wie diese Urbanität in die Re­
gion passt. Es muss nicht ein 
Hochhaus gebaut werden, um 
urban zu sein. Es geht um eine 
Geisteshaltung. Es geht um eine 
Idee, voranzuschreiten und Ur­
banität als eine Verdichtung von 
Möglichkeiten zu verstehen, aus 
der etwas entsteht. 

Ich danke für das Gespräch!

falsch. Es ist ein wichtiges Tool, 
aber nicht das ausschließliche. 

Gatterer: Richtig. Ohne geht es 
nicht, aber das alleine macht es 
nicht aus. Wie beim erwähnten 
Foodlabor. Das lebt nicht von der 
Digitalisierung, aber ohne Inter­
net wird es nicht mehr gehen. 

Wie sehr braucht der ländliche 
Raum flexible Lebens- und Ar-
beitswelten? 

Langthaler: Wenn wir junge 
Menschen im ländlichen Raum 
halten wollen, dann müssen wir 
ihnen auch den Raum für krea­
tives Unternehmertum bieten, 
von dem letztendlich auch die 
Mitarbeiter profitieren. Flexible 
Arbeitszeiten gehören da längst 
dazu. Diese Flexibilität im Den­
ken und im Umgang miteinander 
zeigt sich im ländlichen Raum 
in eindrucksvoller Weise gerade 
in der enormen ehrenamtlichen 
und freiwilligen Arbeit.

Kommen wir zum Schluss: Wie 
lautet Ihr Fazit?

Wolfgang Unterhuber, 54,

studierte Geschichte in Graz. 
Seit 1993 ist Unterhuber 
Journalist – davon acht Jah­
re (2004 bis 2012) als Chef­
redakteur der Tageszeitung 
WirtschaftsBlatt. Von 2012 
bis 2014 war Unterhuber re­
daktioneller Projektleiter für 
Sonderausgaben der Media­
print sowie Repräsentant 
der Tiroler Moser Holding für 
Ost-Österreich. Seit 2015 ist 
Unterhuber nationaler Chefre­
dakteur der Regionalmedien 
Austria AG. Zudem ist Unter­
huber als Buchautor tätig.
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Mag. Iris Thalbauer
Geschäftsführerin der
Bundessparte Handel der WKÖ

Sehr geehrte Damen und Her-
ren, sehen Sie mir den Titel „Le-
sen Sie das NICHT!“ bitte nach. 
Aber: Er wirkt, und Sie lesen 
diese Ausführungen ja doch. Sie 
werden es jedenfalls nicht be-
reuen.

I.) Totgesagte leben länger!

Ich möchte zuallererst – gemein­
sam mit dem Schweizer Jour­
nalisten (und Mitinhaber eines 
Männermode-Geschäfts) Jeroen 
van Rooijen – „eine Lanze bre­
chen für den in jüngster Zeit 
überall nur noch verschmäh­
ten und verlachten stationären 
Einzelhandel, also Boutiquen, 
Stores, Warenhäuser, Fachge­
schäfte. Es ist gerade Mode, 
diese zu kritisieren und zu ver­
höhnen. Überall höre und lese 
ich, dass das ein aussterbendes 
Geschäftsmodell sei. (…) Ich bin 
mir da nicht so sicher. Ich wün­
sche mir eine solche Welt nicht, 
die nur noch aus Showrooms 
und Handy-Boutiquen besteht, 
wo man sich die Hardware zum 
virtuellen Einkaufsbummel be­
schafft. Und ich glaube, dass ich 

egal“? Oder doch (besser!): „Di­
gital ist nicht egal!“

III.) Gefragt: Das Beste aus 
beiden Welten

Die Entwicklungen zeigen die 
Zukunft des Einzelhandels als 
Multichannel-System, bei dem 
der Handel das Beste aus bei­
den Welten verbindet. Heißt: Die 
Einzelhändlerinnen und -händler 
bieten ihre Waren sowohl offline 
als auch online – mit einem ei­
genen Onlineshop oder über 
Plattformen – an. Die Kunden 
schätzen es, sowohl online als 
auch offline einzukaufen, auch 
sie wollen das Beste aus beiden 
Welten – und das nahtlos. Daran 
arbeitet der Handel:

• Traditionelle Einzelhändler be­
ginnen neben ihrem stationären 
Geschäft mit dem Online-Ver­
kauf.
 
• Pure Player – also reine Online- 
Händler – überlegen umgekehrt, 
zusätzlich eine physische Prä­
senz aufzubauen.

mit diesem Wunsch nicht alleine 
bin (…). Ich mag gute Läden, 
und ich gehe gerne in schöne 
Geschäfte. (…) Läden sind emo­
tionale und kulturelle Begeg­
nungs- und Erlebnisräume. Gute 
Läden zumindest“, schreibt er. 
Ich möchte ergänzen: Totgesag­
te leben länger!

II.) Handel im Wandel: 
„Digital – sch...ßegal“? Oder
doch: „Digital ist nicht egal!“

Tatsache ist jedenfalls: Der 
Handel – nicht nur in Österreich 
– steht vor immensen Herausfor­
derungen. Dazu gehören etwa 
technologische Umwälzungen in 
immer schnellerer Abfolge, aber 
auch demografische Entwick­
lungen sowie ein geändertes 
Kundenverhalten. Ob stationä­
rer Handel oder Online-Händler: 
Kunden haben neue Anforderun­
gen, etwa an die Verfügbarkeit 
von Produkten, die Preisgestal­
tung sowie die Bestell-/Um­
tausch-/Rückgabe-Modalitäten.

Die Frage ist: Wie lautet die Ant­
wort darauf? „Digital – sch...ß- 

LESEN SIE 
DAS NICHT!
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Handel besteht darin, nicht nur 
Digitalisierungsfelder zu iden­
tifizieren, sondern diese auch 
bestmöglich im Unternehmen 
umzusetzen. Die Initiative KMU 
DIGITAL etwa unterstützt die 
Betriebe dabei, sich mit dem 
passenden Rüstzeug auszustat­
ten. Ins Leben gerufen wurde 
sie vom Bundesministerium für 
Digitalisierung und Wirtschafts­
standort (BMDW) und von der 
Wirtschaftskammer Österreich 
(WKÖ). Unternehmen können 
sich auf https://www.kmudigital.
at zur geförderten Beratung und/
oder Schulung aus dem KMU- 
DIGITAL-Förderprogramm anmel­
den. Pro Unternehmen werden 
bis zu 4.000 Euro gefördert.

V.) Aktuell ist jetzt wohl die Zeit, 
andere Wege zu beschreiten und 
Neues auszuprobieren

Oft ist in jüngster Zeit davon zu 
hören, dass es jetzt an der Zeit 
sei, andere Wege als die bishe­
rigen zu beschreiten und Neues 
auszuprobieren. Hier sind Bei­
spiele für Tools und Angebote, 
mit denen etwa die Belebung 

• Ein weiterer Trend geht in Rich­
tung Schaffung von Plattformen, 
die Einzelhändlern die Möglich­
keit des Verkaufs ihrer Artikel in 
„Online-Einkaufszentren“ bieten.

Die Unternehmer müssen dabei 
aber keine Einzelkämpfer sein. 
In Bruck an der Leitha haben 
sich die Wirtschaftstreibenden 
mit Unterstützung der Gemein­
den ein gemeinsames digita­
les Schaufenster geschaffen, 
das sowohl Produkte als auch 
Dienstleistungen online sichtbar 
macht. Noch weiter geht es in 
Neunkirchen. „Neunkirchen. Wo 
sonst?“ ist ein Wirtschaftspor­
tal, das seit April 2018 Ange­
bote aus der Stadt Neunkirchen 
online verfügbar macht. Neben 
Betriebspräsentationen können 
Sie auch in Angeboten von Be­
trieben stöbern und Ware online 
bestellen – abgeholt wird vor 
Ort.

IV.) Es gibt Unterstützung! 

Die Herausforderung vor allem 
für die kleinen und mittleren Un­
ternehmen im österreichischen 

von Stadt- und Marktplätzen bes­
ser gelingen kann:

VI.) Vier konkrete Beispiele,
wie Belebung am Markt- oder
Stadtplatz gelingen kann:

a) Pop-up-Stores oder: Wenn 
die Zeit reif ist für ein eigenes
Geschäft 

Was tun, wenn die Zeit für ein 
erstes eigenes Geschäft reif 
ist? Ein (Wein-)Händler in der 
Favoritenstraße in Wien etwa 
stellt einen (abgetrennten) Teil 
seiner Geschäftsräumlichkeiten 
zur Verfügung, um dort für einen 
definierten Zeitraum Waren wie 
etwa Textilien zu verkaufen. Das 
Angebot existiert mittlerweile 
bereits seit x Jahren und der Er­
folg gibt ihm recht. 

Räumlichkeiten für solche tem­
porären Geschäfte, auch Pop-up-
Stores genannt, gibt es auch in 
der oberösterreichischen Stadt 
Enns: Dort sind mehrere inner­
städtische Geschäftsflächen zu 
Pop-up-Stores umfunktioniert 
worden. Das Angebot richtet 

LESEN SIE 
DAS NICHT!
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chen, sind digitale Plattformen 
wie etwa Foursquare oder Trip­
Advisor, aber auch Facebook 
und Google: Sie präsentieren 
lokale Geschäfte, Kaffeehäuser, 
Restaurants, versteckte Plätze 
und Highlights gemeinsam und 
zentral. 

Die Genannten haben allerdings 
keinen direkten, regionalen Be­
zug. Ganz auf diesen lokalen 
Bezug wiederum setzt die im 
oberösterreichischen Enns ent­
wickelte Stadtplattform www.
SNOOOP.net. Die Vorteile die­
ser und ähnlicher Angebote: Sie 
verbinden, was eine Stadt aus­
macht, miteinander und stellen 
es gemeinsam sozusagen auf 
eine digitale Bühne oder – um 
in der Sprache des Handels zu 
bleiben – in die Auslage. Dabei 
entfällt der Aufwand einer indi­
viduellen Programmierung, die 
Beteiligten können sich voll auf 
die Inhalte zur Repräsentation 
der Städte, des Handels, der 
touristischen Angebote etc. kon­
zentrieren.

sich besonders an Neugründer 
und bietet eine gute Möglichkeit 
für den Start in die Selbststän­
digkeit, weil die Unternehmer/
innen ihre Geschäftsideen ohne 
große Investitionen und finan­
zielles Risiko ein paar Wochen 
oder Monate testen können. 

Derzeit sind insgesamt fünf Ge­
schäftslokale in unterschiedli­
chen Größen verfügbar. Alle sind 
bereits mit einer funktionieren­
den Basis-Geschäftsmöblierung 
ausgestattet, die im Mietpreis 
enthalten ist. Zudem werden 
Projekte über den gesamten 
Zeitraum mit gezielten Marke­
tingmaßnahmen begleitet – wo­
mit die Werbung fürs eigene 
Geschäft auch zum Teil schon in­
kludiert ist. Mehr Informationen 
zum Projekt gibt es auf www.po­
pupstores.at. 

b.) Die Verlinkung von digitaler
und physischer Welt:

Eine Möglichkeit, Orte, Dörfer, 
Städte und ihre Angebote in 
der digitalen Welt vorzustellen, 
bekannt und auffindbar zu ma­

c.) Wenn KUNDENBINDUNG
großgeschrieben wird

Auch durch sogenannte City­
card-Systeme kann die Wirt­
schaft vor Ort gestärkt und einer 
Kaufkraftabwanderung in größe­
re Städte oder Einkaufszentren 
entgegengewirkt werden. 

Hier gibt es beispielsweise die 
Möglichkeit, dass kleinere und 
mittlere Gemeinden Kundenkar­
ten ausgeben, die dem Kunden 
die Möglichkeit bieten, bei jedem 
Einkauf einen gewissen Prozent­
anteil seiner Einkaufssumme 
gutgeschrieben zu bekommen 
und somit beim nächsten Ein­
kauf einlösen zu können. 

Ein weiteres beliebtes Instru­
ment der Kundenbindung sind 
Gutscheinkarten, die von der 
Gemeinde ausgegeben und in 
ausgewählten Geschäften ein­
gelöst werden können. Hier drei 
Best-Practice-Beispiele: nämlich 
„inside Dornbirn“ und die Hof­
steig-Karte aus Vorarlberg sowie 
die Traun Card aus Oberöster­
reich.

http://www.SNOOOP.net
http://www.SNOOOP.net
http://www.popupstores.at
http://www.popupstores.at
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gestimmt ist, dann kann eine 
Regionalwährung gute Erfolge 
mit sich bringen“, heißt es aus 
Expertenkreisen zu Regional-/
Gemeindewährungen und Dorf­
geld.

Allerdings – und das soll hier 
nicht verschwiegen werden – hat 
das Modell auch Rückschläge zu 
verzeichnen: Für den „Waldviert­
ler“, eine der bekanntesten Re­
gionalwährungen in Österreich, 
war nach etwas mehr als zehn 
Jahren Ende 2016 Schluss – 
aus Ressourcengründen, wie es 
heißt. Was doch darauf schlie­
ßen lässt, dass der „Waldviert­
ler“ durchaus gut angenommen 
wurde.

VII.) Patentrezept gibt es 
keines, aber: 

Tatsache ist: Patentrezept dafür, 
wie vor allem die innerstädtische 
Wirtschaft am Markt- oder Stadt­
platz die Chancen, die die Digi­
talisierung bietet, nutzen kann, 
gibt es definitiv keines.

schwung ging als „Wunder von 
Wörgl“ in die Geschichte ein. 

Nun wieder in die Gegenwart: Im 
benachbarten Vorarlberg erfreut 
sich heutzutage der VTaler als 
Regionalgeld großer Beliebtheit; 
eine kleinere Einheit sind die 
als Dorfwährung konzipierten 
Langenegger Talente, womit die 
Vorarlberger Gemeinde 2010 
den europäischen Dorferneu­
erungspreis gewann, für den 
mutigen Schritt, eine eigene 
Dorfwährung zur Absicherung 
des Dorfladens und der lokalen 
Wirtschaft zu entwickeln.

In Neukirchen an der Vöckla in 
Oberösterreich wiederum er­
freut sich die Gemeindewährung 
NEUKI seit Jahren großer Be­
liebtheit. Und last but not least 
das Regionalgeld EnnsTaler, bei 
dem mehrere Städte im Ennstal 
zusammenarbeiten und schon 
gute Erfolge verzeichnet werden 
können. 

„Wenn die Version zur jeweiligen 
Stadt oder der Region passt und 
das Regelwerk exakt darauf ab­

Auch für klassische Loyality-Pro­
gramme – etwa „10+1 gratis“ –, 
die insbesondere von kleineren 
Händlern bislang mithilfe von 
Stempelkarten oder Ähnlichem 
abgewickelt wurden, existieren 
mittlerweile digitale Lösungen. 

d.) Damit das Geld in der Region
bleibt

Viele Gemeinden, Städte und 
Regionen betreiben eigene Re­
gionalwährungen. Das Ziel dabei 
ist, Regionen und die regionale 
Wirtschaft zu stärken, lokale 
Arbeitsplätze zu sichern und Ko­
operationen zu fördern. 

Eines der ältesten bekannten 
Beispiele von Regionalwährun­
gen in Österreich stammt aus 
den 1930er-Jahren: Da führte – 
mitten in der Weltwirtschaftskri­
se – der Bürgermeister der Tiro­
ler Gemeinde Wörgl eine eigene 
Währung ein. Das Besondere an 
dieser Währung war, dass sie an 
Wert verlor, wenn man sie nicht 
ausgab. Das Experiment gelang, 
die Wörgler Wirtschaft wurde 
angekurbelt und der örtliche Auf­
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Wichtig wäre, dass ein möglichst 
großer Teil der Konsumausgaben 
in den heimischen Handel fließt, 
denn das führt zu mehr Investiti­
onen und sichert Arbeitsplätze. 

Der heimische Handel arbeitet 
– in Ladengeschäften genau­
so wie im WWW – daran, die 
Wünsche seiner Kundinnen und 
Kunden bestmöglich zu erfül­
len. Jetzt sind die Konsumenten 
am Zug: Sie treffen bei jedem 
einzelnen Einkauf im Geschäft, 
mit jedem einzelnen Klick beim 
Online-Shopping eine Entschei­
dung. Entscheiden Sie sich für 
den österreichischen Handel!

Iris Thalbauer

ist seit 2016 Geschäfts­
führerin der Bundessparte 
Handel in der WKÖ. Die Ju­
ristin ist bereits seit Ende 
der 1990er-Jahre in der Wirt­
schaftskammer Österreich 
und seit dem Jahr 2000 in 
der Bundessparte Handel 
der WKÖ, der Interessenver­
tretung des österreichischen 
Handels, tätig. Ihre Schwer­
punkte liegen in den Themen 
Zahlungsverkehr, Steuerrecht 
und Digitalisierung.
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Rainer Handlfinger
Bürgermeister von Ober-Grafendorf

Die kleine Ortschaft neben 
St.  Pölten ist eigentlich typisch 
für Niederösterreich. Eine stark 
befahrene Straße teilt das Dorf 
fast schon in zwei Hälften, LKWs, 
oft mehrere hintereinander, don­
nern durch den Ort. Die Raiffei­
senbank gegenüber der Sparkas­
se, fünf Häuser weiter drüben 
noch die Volksbank, daneben die 
verpflichtende Pizzeria, hier Pizza 
Bella. Gegenüber die Apotheke, 
daneben das Geschäftslokal der 
Friseurin. Manchmal streift ein 
kleiner weißer Hund über den 
Hauptplatz, um alles anzupin­
keln, was er findet. Sonst sieht 
man hier weit und breit nieman­
den. Das ist das Zentrum von 
Ober-Grafendorf.

Warum ist Ober-Grafendorf aber 
so spannend? Es ist eine Ort­
schaft wie jede andere, die Leute 
kennen sich, und selbst wenn sie 
es nicht tun, grüßen sie sicher­
heitshalber. Jedes Wochenende 
gibt es direkt neben der Kirche 
einen Wochenmarkt, auf dem 
die Bauern aus der Region ihre 
Ernte anbieten. Anfang 2017 leb­
ten rund 4.611 Menschen in der 

machen wir heute, welche Projek­
te wollen Sie sehen, wir können 
überall hinfahren“, erklärt sich 
Handlfinger hilfsbereit. Er sei für 
alles zu haben. Das kauft man 
ihm auch ab, seine Aufmerksam­
keit ist voll und ganz bei seinem 
Gesprächspartner. Auf der Stra­
ße kann er alle Leute mit deren 
Namen begrüßen. „Ich kenne ei­
gentlich viel zu wenige, die hier 
wohnen“, findet er selbst.

Ausnahmsweise ist er heute mit 
dem Rad gekommen. „Wenn 
mein Auto nicht vor dem Amt 
steht, glauben die Leute, ich ar­
beite nichts oder bin auf Urlaub“, 
erklärt der 42-Jährige. Dabei wür­
de er lieber viel öfter mit dem Rad 
kommen, sein Lieblingsthema 
ist immerhin der Umweltschutz. 
Zu dem Thema hält Handlfinger 
auch Vorträge und zeigt, was sei­
ne Gemeinde hier alles geleis­
tet hat. Er setzt an vielen unter­
schiedlichen Fronten gleichzeitig 
an, sei es beim klimaeffizienten 
Kindergarten, bei dem er selbst 
den Stromverbrauch messen 
ging, um Einsparungspotenziale 
zu finden, oder der Sanierung von 

Gemeinde, auch das ist Durch­
schnitt. Die meisten Ober-Gra­
fendorfer arbeiten im angrenzen­
den St. Pölten, sie pendeln also. 
Wohnungen am Ortsende, leere 
Geschäftslokale, ein Aussterben 
der Ortsmitte, ein geringeres ge­
sellschaftliches Zusammenleben 
und ein hoher Anteil an pensio­
nierten Bewohnern. 2016 zogen 
schon weniger nach Ober-Grafen­
dorf als wegzogen. Kurzum, der 
Ort hat all die Probleme, die so 
viele Dörfer in Österreich haben. 
Hier kommt aber keine Verzweif­
lung auf. Es werden auch nicht 
die Augen vor den Problemen ver­
schlossen. Vielmehr gibt es ein 
Gefühl des Machbaren, das vor 
allem am Bürgermeister festzu­
machen ist.

Ober-Grafendorfs Bürgermeister 
ist Rainer Handlfinger. Mit Anfang 
Vierzig gibt er sich jung und dyna­
misch, Jeans und Hemd, dazu ein 
modern gemustertes Sakko, rei­
chen. Zu seinem Büro im ersten 
Stock kommt er im Laufschritt, 
er nimmt zwei Stufen auf einmal, 
Zeit zu verlieren hat er keine. In 
dem Tempo geht es weiter. „Was 

OBER-GRAFENDORF:
WARUM NICHT (EINFACH) EINFACH?
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Neben der 300 Meter langen 
Straße liegt Kiesel, der aussieht 
wie Schotter und aus dem unter­
schiedliche Pflanzen wachsen. 
Aus vereinzelten Grasbüscheln 
wachsen sie in allen Farben, 
weiß, gelb, rosa und violett. Bie­
nen summen um hohe Pflanzen, 
die langsam im Wind wippen. Die 
Ökostraße ist nicht nur umwelt­
freundlich, sondern auch noch 
pflegeleicht. Hin und wieder Un­
kraut jäten, vor dem Winter die 
alten Pflanzen entfernen und bei 
langer regenloser Zeit ein biss­
chen gießen. Fertig. Ein Holz­
balken entlang der Straße sorgt 
noch dafür, dass sich kein Auto 
in das natürliche Abflusssystem 
stellen kann.

„Im Detail ist es natürlich hoch­
komplex, aber das Konzept an 
sich ist deppeneinfach“, erklärt 
Handlfinger. Regenwasser rinnt 
von der Straße ab und wird von 
Pflanzen und unterschiedlichen 
Bodenschichten gespeichert und 
gefiltert. Das Wasser kommt den 
Pflanzen zugute und kühlt zeit­
gleich die Umgebung. Ein Kon­
zept, das in Zukunft in vielen 

Gemeinden einen breiten Anwen­
dungsbereich finden wird. Wie 
er auf die Idee kam? „Gar nicht. 
Der Gärtner ist zu mir gekommen 
und hat gefragt, ob wir das nicht 
probieren wollen“, so Handlfin­
ger, der solche Vorschläge lie­
bend gern ausprobiert. Also wur­
de diese Ökostraße gebaut, und 
zusammen mit der Universität für 
Bodenkultur werden unterschied­
liche Bepflanzungen getestet.

Wie gut die Ökostraße funktio­
niert, zeigt auch das letzte Un­
wetter, bei dem es zu massiven 
Überschwemmungen im ganzen 
Pielachtal kam. Die Straße kam 
problemlos mit den Wassermen­
gen zurecht, die vom Himmel ka­
men. Es gab keine Überschwem­
mungen, anders als in anderen 
Teilen Ober-Grafendorfs. Darüber 
freuen kann sich Rainer Handlfin­
ger allerdings nicht. Zu viele Prob­
leme machte der Regen in einem 
anderen Gebiet seiner Ortschaft.

Für Josef war es die dritte Über­
schwemmung in den letzten 
Jahren, früher hat es immer nur 
den Keller erwischt, dieses Mal 

Gemeindewohnungen. Die da­
durch eingesparten Kosten finan­
zieren die Sanierung. Die Bewoh­
ner haben so keine Mehrkosten 
und dem Gemeindehaushalt hilft 
es auch. Sehen kann man die 
Veränderungen meistens nicht. 
„Tolle Fotomotive sind diese Pro­
jekte leider nicht“, entschuldigt 
er sich. Im Gemeindeamt zeigt 
Handlfinger dafür stolz die Urkun­
den, die Ober-Grafendorf in den 
letzten Jahren ansammeln konn­
te, darunter auch den Energy Glo­
be Award.

Der Energy Globe Award, der 
seinen Ursprung in Österreich 
hatte, gehört zu den renommier­
testen Umweltpreisen der Welt. 
Ober-Grafendorf hat den Preis 
für seine Ökostraße gewonnen, 
ein neues System, bei dem Re­
genwasser wieder direkt dem 
Grundwasser zugeführt werden 
kann, ganz ohne Kanal und teu­
re Filtrierung. Ohne das große 
Schild am Straßenbeginn, das 
auf die Ökostraße hinweist, wäre 
kein Unterschied erkennbar. Viel­
leicht würde einem auffallen, 
dass es keine Kanaldeckel gibt. 

Ökostraße
in Ober-Grafendorf

fühlt sich ohnmächtig“, wird er 
später dazu sagen. Die Dyna­
mik, die er den ganzen Tag zeigt, 
ist hier unangebracht, stattdes­
sen ist er ruhig und hört zu, 
lässt sich zeigen, wie hoch der 
Wasserpegel war, wo der Regen 
Schaden angerichtet hat.

„Da muss doch was zu machen 
sein, was ist denn mit den Bau­
ern?!“ Mit den Bauern meint er 
die Felder, die am Hang über dem 
Haus sind. Dort wird Kukuruz, 
eine zutiefst erodierende Pflan­
ze, angebaut. Weder Pflanzen 
noch Boden können viel Wasser 
aufnehmen, und so schwemmt 
es in kürzester Zeit große Was­
sermengen hangabwärts. Doch 
von dort kam das Wasser, das 
Josefs Haus zerstörte, gar 
nicht. Dort haben die Vorkehrun­
gen des Bürgermeisters näm­
lich funktioniert. Die Gemeinde 
Ober-Grafendorf mietet seit Neu­
estem das unterste Stück des 
Feldes. Dort wurden Gräser und 
Sträucher angepflanzt, die kön­
nen die Schlammbewegungen 
bremsen und zurückhalten. Be­
vor diese Maßnahme ergriffen 

auch das Erdgeschoss. Die Ver­
zweiflung ist ihm anzusehen, das 
Wasser hat nicht nur die ganze 
Einrichtung zerstört, sondern 
auch das gesamte Gewand der 
Familie weggeschwemmt. „Ich 
weiß nicht einmal, wo mein Ra­
senmäher ist, der ist davon­
geschwommen“, erzählt er. Er 
braucht Hilfe. Starke Regenfälle 
haben die Bäche zum Überlaufen 
gebracht, ein Auffangbecken, 
das die Gemeinde erst vor Kur­
zem um 100.000 Euro gebaut 
hat, konnte die Wassermengen 
nicht halten. Eine nahe gelegene 
Brücke stand 45 Zentimeter un­
ter Wasser.

Handlfinger steht neben Josef, 
die Hand auf dessen Schulter, 
versucht zu trösten, wo es nichts 
zu trösten gibt. Er macht keine 
Versprechungen, die er nicht hal­
ten kann, Handlfinger ist ehrlich. 
Im Hintergrund steht ein LKW, 
dessen Kran kaputte Möbel und 
zerstörte Wandvertäfelungen auf 
die Ladefläche hievt. Der Mann 
in seinen Fünfzigern steht vor 
dem Ruin, und sein Bürgermeis­
ter kann nichts für ihn tun. „Man 

wurde, entstand Schaden von 
55.000 Euro, jetzt kostet es die 
Gemeinde 700 Euro.

Etwas teurer werden hingegen 
die nicht minder richtungswei­
senden Veränderungen, die 
Ober-Grafendorf noch bevorste­
hen. Ein aussterbendes Stadt­
zentrum, gepaart weniger mit 
Einkaufsmöglichkeiten am Dorf­
rand, sondern eher mit dem 
Onlinehandel, macht hier zu 
schaffen. Zusammen mit Stadt­
entwickler Hermann Knoflacher 
ging Rainer Handlfinger durch die 
Ortschaft. „Ihre Ortschaft hat 
keinen Hauptplatz. Ihr Hauptplatz 
ist ein Parkplatz“, meinte Knofla­
cher. „Und er hat verdammt noch 
mal recht. Wieso sollen die Men­
schen in unser Zentrum gehen, 
wenn dort nur Parkplätze sind?“ 
Helfen soll eine Umgestaltung. 
Ein Gebäude wurde dafür schon 
gekauft, ein anderes soll neu 
gebaut, die Straße angehoben 
werden. Im neuen Gebäude soll 
ein Ärztezentrum untergebracht 
sein. „Die Infrastruktur haben, 
Kinderplätze garantieren können, 
die öffentliche Verkehrssituation 
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Herkömmliches System

•	Regenwasser versickert schnell im Kanal-	
system (ist für die Pflanzen verloren)

•	Regenwasser belastet das Kanalsystem
•	Austrocknung des Erdreichs
•	Schadstoffe gelangen über das Kanalsystem 

ins Grundwasser und in Gewässer
•	Gefahr der Überschwemmungen durch 	

Kanalüberlastung

Ökostraße mit Drain-System

•	Rasche Wasseraufnahme und Speicherung 
des Regenwassers

•	Regenwasser wird gespeichert, steht 	
Pflanzen zur Verfügung

•	Kühlung der Umgebung an heißen Tagen 
(wie hundertjährige Buche)

•	Schadstoffe werden zurückgehalten und 	
abgebaut

•	Reduktion der Hochwasserproblematik

Es sind Maßnahmen, die jede 
Gemeinde setzen kann, die 
Ober-Grafendorf zur Skizze ei­
ner funktionierenden Ortschaft 
machen. Eine umweltbewusste 
Ökostraße, die am Ende sogar 
kostengünstiger ist als ein Ka­
nal mit Filterung. Den Einwoh­
nern die Möglichkeit geben, das 
Auto stehen zu lassen, sie so ins 
Stadtzentrum zu holen, um ihnen 
dort einen Hauptplatz zu geben, 
der mehr ist als ein Parkplatz. 
Das Zentrum wiederzubeleben 
und es nicht Autos, LKWs und 
pinkelnden Hunden zu überlas­
sen, daran arbeitet Rainer Handl­
finger. Und auch daran, dass er 
endlich mit dem Rad in die Arbeit 
kommen kann.

Am Weg nach Hause fährt Handl­
finger wieder über den noch lee­
ren Hauptplatz. Er kommt aber 
nicht weit, denn kurze Zeit spä­
ter trifft er wieder Einwohner von 
Ober-Grafendorf. Er bleibt ste­
hen, begrüßt sie mit ihren Na­
men und hört sich die Probleme 
an. Es gibt immer etwas zu tun.

und Freizeitaktivitäten schaffen 
und gutes Marketing haben.“ Die 
Vorteile des Dorfes mit denen 
der Großstadt vereinen, nur so 
könne das Dorfsterben verhin­
dert werden.
 
Wie schon bei der Ökostraße und 
den Feldern greift Handlfinger 
auch hier auf einfache Mittel zu­
rück. Das Logo von Ober-Grafen­
dorf ist für alle zugänglich, und 
weil es jeder verwenden kann, 
passiert dies auch. Musikschule, 
Sportplatz und Vereine haben es 
schon übernommen, Ober-Gra­
fendorf ist zur Marke geworden.

Bei neuen Wohnungen werden 
die Parkplätze so platziert, dass 
der Weg zum Auto ein Umweg 
wäre. Zusätzlich werden direkt 
vor den Eingängen Fahrrad­
abstellplätze gemacht. Die Ent­
scheidung, das Rad und nicht 
das Auto zu nehmen, fällt un­
terbewusst. Es sind diese einfa­
chen Tricks, die Handlfinger von 
Hermann Knoflacher gezeigt be­
kommen hat und die er nun an­
wendet, die Ober-Grafendorf so 
spannend machen.

Patrick Krammer, 28,

schreibt als freier Journalist, 
ist unter anderem in der Wie-
ner Bezirkszeitung und The 
Gap zu finden. Er recherchiert 
Dinge, war als Social-Media- 
Manager tätig und sucht sei­
nen Platz im Journalismus.
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verabschiedeten Paritätsgesetz 
zur gleichberechtigten Repräsen­
tanz von Frauen und Männern in 
politischen Ämtern und Manda­
ten vor allem auf kommunaler 
Ebene Erfolge erzielt hat. Ob­
wohl das Gesetz nicht für das 
Bürgermeisteramt gilt, hat es 
auch dort positive Effekte be­
wirkt, sodass sich der Anteil der 
Bürgermeisterinnen auf knapp 
20 Prozent verdoppelt hat).
 
Die folgenden Abbildungen (sie­
he Seite 66) zeigen hierzu die 
Daten aus Österreich, Deutsch­
land und einigen ausgewählten 
deutschsprachigen Regionen.
 
Warum ist das so? Wollen Frau­
en nicht in dieses Amt? Sind sie 
weniger qualifiziert und geeig­
net? Oder lässt man sie nicht? 
Warum dürfen wir uns mit die­
sem Befund nicht länger zufrie­
dengeben und was können wir 
tun?

Um diese Fragen wird sich der 
folgende Artikel drehen. Er be­
ruht auf den Forschungen der 
EAF Berlin zu Frauen in der Kom­

Frauen sind in der Politik an­
gekommen: Durchschnittlich 
beträgt ihr Anteil in den Parla­
menten der Europäischen Union 
immerhin 30 Prozent. Weibliche 
Politiker sind keine Ausnahmeer­
scheinung mehr wie noch in den 
50er-, 60er- und 70er-Jahren. 
Es gibt bekannte und erfolgrei­
che Spitzenpolitikerinnen in al­
len Ländern; Deutschland wird 
seit 2005 von einer Kanzlerin 
regiert.

Doch gerade dort, wo die De­
mokratie ihre Basis hat und wo 
politische Entscheidungen ganz 
unmittelbar das Lebensumfeld 
der Bürgerinnen und Bürger be­
treffen, sind Frauen nach wie vor 
deutlich unterrepräsentiert. Nur 
rund ein Viertel der Stadt- und 
Gemeinderätinnen sind Frauen. 
Am stärksten fehlen Frauen in 
den kommunalen Führungspo­
sitionen. EU-weit bewegen sich 
die Anteile laut einer Europa­
rats-Studie um die zehn Prozent. 
Das Frappierende ist: Ein Auf­
wärtstrend ist nicht zu erkennen 
(eine Ausnahme bildet Frank­
reich, das mit seinem 2001 

munalpolitik in Deutschland. 
Ohne die Unterschiede im po­
litischen System und in der po­
litischen Kultur der Länder ver­
nachlässigen zu wollen, lassen 
sich jedoch einige Muster er­
kennen, die länderübergreifend 
wirksam sind und auf die ich im 
Folgenden schlaglichtartig einge­
hen möchte. Doch zunächst:
 
Warum brauchen wir mehr 
Frauen in kommunalen 
Führungspositionen?
 
Dazu drei Überlegungen:

• Kein demokratisches Ge­
meinwesen kann es sich auf 
Dauer erlauben, dass die eine 
Hälfte der Bevölkerung in den 
politischen Entscheidungs- und 
Führungspositionen nicht ange­
messen vertreten ist. Dies gilt 
im besonderen Maße für die 
Kommunalpolitik, die zu Recht 
als Basis der Demokratie gilt. 
Kommunalpolitik stellt nach wie 
vor einen zentralen politischen 
Gestaltungsraum dar, um des­
sen Autonomie und Möglich­
keiten es sich mehr denn je zu 

KOMMUNEN ZUKUNFTSFÄHIG
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Anteil an Bürgermeisterinnen in Prozent

Frauen in politischen Gremien und Ämtern
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kämpfen lohnt. Hier geht es um 
die alltägliche Lebensqualität 
der Bürgerinnen und Bürger, 
von der Kinderbetreuung über 
die Verkehrssicherheit bis zum 
Wohnungsbau. In den Kommu­
nen sind die herausfordernden 
Aufgaben von Migration und In­
tegration zu bewältigen und hier 
gilt es, Politikverdrossenheit und 
Populismus ganz konkret entge­
genzuwirken.
 
• Frauen sind mit Sicherheit 
nicht per se die besseren Poli­
tiker, doch sie können aufgrund 
ihrer Orientierung auf mehre­
re Lebensbereiche und unter­
schiedlicher Lebenserfahrungen 
wichtige Impulse, Sichtweisen 
und Interessen einbringen, die 
dazu beitragen, die Qualität po­
litischer Entscheidungen zu ver­
bessern.

• Kommunalpolitik bedarf eines 
breiten Pools an Menschen un­
terschiedlichen Alters und un­
terschiedlicher beruflicher wie 
soziokultureller Hintergründe, 
die bereit und in der Lage sind, 
ihre Erfahrungen und ihre Le­

Männer tätig. Eine Befragung 
des österreichischen Städte- 
und Gemeindebundes unter 
haupt- und ehrenamtlichen Bür­
germeisterinnen zeigt, dass die 
Mehrheit eine Matura hat, fast 
ein Viertel einen Hochschulab­
schluss.

Im Folgenden möchte ich daher 
vor allem auf drei Problemlagen 
eingehen:
 
Eine Barriere stellen in der Tat 
die zeitlichen Belastungen bzw. 
die Vereinbarkeit von politi-
schem (Ehren)Amt mit Beruf 
und Familie dar. Hauptamtli­
che Bürgermeister/innen (in 
Deutschland) arbeiten 50 bis 60 
Stunden pro Woche, knapp ein 
Drittel bis zu 70 Stunden. Auch 
bei den Ehrenamtlichen ist die 
zeitliche Belastung hoch, da das 
Amt sehr oft on top zur eigenen 
Berufstätigkeit ausgeübt wird. 
Entsprechend müssen die eige­
nen beruflichen, privaten bzw. 
familiären Lebensbedingungen 
zu den Anforderungen des Am­
tes „passen“. Die Befragung der 
EAF Berlin zeigt, dass die Mehr­

benszeit einzubringen. Bereits 
heute wird es – vor allem bei eh­
renamtlichen bzw. überwiegend 
ehrenamtlichen Ämtern – zuneh­
mend schwieriger, interessierte 
und qualifizierte Menschen zu 
gewinnen. Allein aus Gründen 
der Nachwuchssicherung ist es 
erforderlich, Kommunalpolitik 
so zu gestalten, dass sie für 
Frauen wie auch für andere Be­
völkerungsgruppen, wie u. a. jün­
gere Menschen, attraktiver und 
besser zugänglich wird. Letztlich 
geht es darum, Kommunalpolitik 
zukunftsfähig zu machen.

Warum ist die Unterrepräsen-
tanz so hartnäckig?

Ein Grund – mangelnde Qualifi­
zierung – kann tatsächlich aus­
geschlossen werden. Frauen 
haben, wie bekannt, bezüglich 
der Bildungsabschlüsse und der 
beruflichen Erfahrung generell 
aufgeholt. In verwaltungsna­
hen Berufsfeldern, die neben 
der regionalen Verankerung als 
eine wichtige Voraussetzung für 
ein kommunales Führungsamt 
gelten, sind Frauen ebenso wie 
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sie die politische Aufgabe mit 
ihrer familiären Situation in Ein­
klang bringen können, und ent­
scheiden sich dann häufiger als 
Männer dagegen. Wie unsere 
Befragungen zeigen, haben zwar 
auch oft Männer Skrupel wegen 
der Familie, sind dann aber doch 
zur Kandidatur bereit. Getragen 
wird dies – bei Männern wie bei 
Frauen – von einem gesellschaft­
lichen Rollenverständnis, das 
bei Männer eher toleriert, wenn 
nicht sogar fordert, sich voll in 
den Beruf (oder eben auch in die 
Politik) einzubringen.
 
Ferner zeigt unsere Befragung, 
dass Frauen weniger strategisch 
an ihre politische Karriere heran­
gingen und Männer in der Regel 
früher und gezielter die Ämter 
anstrebten, z. B. ihre Netzwer­
ke pflegten, sich in wichtigen 
Schlüsselpositionen (Vereinsvor­
sitze etc.) Sichtbarkeit erwarben 
und dafür auch die Zeit hatten.

Kandidatenauswahl und Nomi-
nierungsverfahren: Hierbei hat 
unsere Befragung sehr interes­
sante Befunde aufzuweisen.

zahl der männlichen Bürgermeis­
ter in einem eher traditionellen 
Partnerschaftsmodell lebt, in 
dem die Partnerin oder Ehefrau 
ihm den Rücken freihält und sich 
um das Familienmanagement 
kümmert. Bei den Frauen stellt 
sich die Situation durchaus an­
ders dar: Sie leben eher in Part­
nerschaften, in denen beide ei­
ner Vollzeitberufstätigkeit oder 
Karriere nachgehen („Doppelkar­
riere-Paare“). Zwar hat auch der 
Großteil der Bürgermeisterinnen 
Kinder, aber weniger als ihre 
männlichen Kollegen, und vor 
allem sind ihre Kinder „aus dem 
Gröbsten heraus“. Zusammen­
gefasst: Das Bürgermeisteramt 
ist für Männer – mehr oder min­
der (!) – gleichzeitig mit Familie 
möglich, während Frauen dies 
bisher i. d. R. nur in einem deut­
lichen zeitlichen Nacheinander 
geschafft haben.

Diese Befunde sind vor allem 
für den Weg in das Amt und 
die Entscheidung für eine Kan-
didatur bedeutsam: Frauen 
wägen unter den gegebenen 
Bedingungen sorgfältig ab, ob 

Auch wenn Kommunalpolitik, zu­
mindest in Deutschland, weniger 
als die Landes- oder Bundespo­
litik von den Parteien dominiert 
wird, haben diese dennoch eine 
wichtige Funktion. In der Regel 
gilt, dass die Parteien die Frau­
en zu wenig „auf dem Schirm ha­
ben“, sie weniger zur Kandidatur 
ermutigen und unterstützen. 

Wenn die Parteien – ausnahms­
weise – Frauen nominieren, die­
nen sie ihnen häufig als „Verle­
genheitskandidatin“. Sie werden 
in Konstellationen aufgestellt, 
in denen die Aussicht auf einen 
Sieg eher gering ist, zum Bei­
spiel, weil die Partei lange in der 
Opposition war, oder weil wegen 
anderer Umstände die Chancen 
als gering eingeschätzt werden. 
Bei den männlichen Befragten 
ist ein solches Muster nicht er­
kennbar. Fast alle Frauen waren 
die erste Bürgermeisterin vor 
Ort, sehr oft die Überraschungs­
siegerinnen und nur ein Fünftel 
von ihnen löste einen Vorgänger 
aus der eigenen Partei ab, wäh­
rend es bei den Männer 40 Pro­
zent waren.
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sich, zum Beispiel über interne 
Gleichstellungspläne, verpflich­
ten, den Anteil von weiblichen 
Kandidaten zu erhöhen. Damit 
verbunden ist das weite Feld der 
politischen Kultur, in dem viel 
Verbesserungspotenzial steckt. 
Zum Beispiel lassen sich Sitzun­
gen effizienter und zeitsparender 
gestalten, u. a. über eine gute 
Vorbereitung und professionel­
le Moderation, die auch fähig 
ist, die Vielredner und Platzhir­
schen einzufangen und abfäl­
lige Bewertungen über Frauen 
zu unterbinden. Eine moderne 
Kommunikationskultur käme 
mit Sicherheit nicht nur Frauen, 
sondern der Kommunalpolitik 
insgesamt zugute, die oft noch 
das Image hat, verstaubt, büro­
kratisch und männlich dominiert 
zu sein.
 
Auch die Bürgermeisterinnen 
selbst können dazu beitragen, 
dass sich die Dinge verändern. 
Sie sind Rollenvorbilder für an­
dere Frauen, sie können Netz-
werke bilden und als „talent 
scouts“ fungieren, die andere 
Frauen gezielt ansprechen, und 

Schließlich ist noch das Wahl-
recht zu nennen. In Deutsch­
land, wie auch in anderen Län­
dern der EU, erfolgt die Wahl in 
das Amt über eine Direktwahl 
durch die Bürgerinnen und Bür­
ger. Generell gilt, dass im Mehr­
heitswahlrecht die Frauenanteile 
geringer sind als im Verhältnis­
wahlrecht (siehe Thema der No­
minierung). Letzteres eröffnet 
bessere Chancen für Frauen, 
u. a., weil Wahllisten, im Unter­
schied zu Einzelkandidaturen, 
quotiert werden können. Im in­
ternationalen Vergleich liegt der 
Frauenanteil bei Mehrheitswahl­
recht im Durchschnitt bei nur 14 
Prozent. In Systemen mit reiner 
Listenwahl bei durchschnittlich 
25 Prozent.

Was also kann getan werden? 
Welche Handlungsempfehlun-
gen lassen sich ableiten?

In erster Linie sind die Partei­
en gefordert, in systematischer 
Weise „Nachwuchsförderung“ 
zu betreiben und gezielt Frau­
en anzusprechen und gezielt 
aufzubauen. Parteien können 

nicht zuletzt können sie inner­
halb ihrer Parteien und Wähler­
vereinigungen entsprechende 
Lobby-Arbeit machen.

Doch nicht zuletzt müssen auch 
auf staatlicher bzw. institutio-
neller Ebene die Weichen ge­
stellt werden. Wie kann Kom­
munalpolitik entbürokratisiert 
werden? Wie kann die Fülle der 
Aufgaben reduziert werden? 
Wo sind Vertretungsregelungen 
sinnvoll und möglich? In unserer 
Studie gibt es vereinzelt Beispie­
le dafür, wie Bürgermeister und 
Bürgermeisterinnen es schaff­
ten, ihr Aufgabenpensum zu re­
duzieren, und damit durchaus 
auch auf Verständnis in ihrem 
Umfeld und bei den Bürgerinnen 
und Bürgern stießen. Schließlich 
ist auch die Frage der Aufwands­
entschädigung wichtig. Zum Bei­
spiel könnten Kinderbetreuungs­
kosten für junge Eltern, u. a. bei 
Abend- oder Wochenendtermi­
nen, übernommen werden.
 
Meines Erachtens benötigen wir 
ein neues, den veränderten ge­
sellschaftlichen und wirtschaft­

KOMMUNEN ZUKUNFTSFÄHIG
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lichen Rahmenbedingungen 
angepasstes Berufsbild, und 
zwar sowohl für die Haupt- als 
auch für die Ehrenamtlichen und 
sowohl für Männer als auch für 
Frauen. Die gesellschaftlichen 
Rollenbilder verändern sich, 
Frauen wollen sich in Politik und 
in den Beruf einbringen und um­
gekehrt wollen immer mehr Män­
ner auch Zeit für die Familie und 
wünschen sich ihrerseits eine 
partnerschaftliche Aufgabentei­
lung.
 
Kommunalpolitik ist ein oftmals 
anstrengendes und herausfor­
derndes Feld, aber sie ist loh­
nend und befriedigend und nicht 
zuletzt von immenser Bedeutung 
für den gesellschaftlichen Zu­
sammenhalt. Es lohnt sich, da­
für zu streiten!

Literaturhinweise

•Helga Lukoschat/Jana Belsch­
ner (2017): Macht zu Gleichen 
Teilen – Ein Wegweiser zu Pa­
rität in der Politik, 2. Auflage, 
EAF Berlin. Download: www.
frauen-macht-politik.de (Zugriff: 
20.12.2017).

•Helga Lukoschat/Jana Bel­
schner (2014): Frauen führen 
Kommunen. Eine Untersuchung 
zu Bürgermeisterinnen und Bür­
germeistern in Ost und West, 
EAF Berlin. Download: www.
frauen-macht-politik.de (Zugriff: 
20.12.2017).

•Uta Kletzing/Helga Lukoschat 
(2014): Engagiert vor Ort – 
Wege und Erfahrungen von 
Kommunalpolitikerinnen. Kurz­
fassung, 3. Auflage, Bundesmi­
nisterium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend in Berlin. 
Download: https://www.bmfsfj.
de/blob/93654/cc181cedaa­
0de9a08ae7faf4a71f0086/en­
gagiert-vor-ort-kurzfassung-data.
pdf (Zugriff: 20.12.2017).
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Anteil an weiblichen Abgeordneten im Parlament in Prozent

Anteil an Bürgermeisterinnen in Prozent

Helga Lukoschat, 61,

ist Mitbegründerin und seit 
2009 Vorstandsvorsitzende 
der EAF Berlin. Sie verfügt 
über umfangreiche Erfahrung 
in der Beratung von Unterneh-
men und Organisationen zu 
den Themen Chancengleich-
heit und Vielfalt in Führung 
sowie in der Konzipierung 
und Durchführung praxisori-
entierter Forschungsprojekte. 
Sie hat zahlreiche Publikatio-
nen veröffentlicht und ist als 
Expertin, Moderatorin und 
Rednerin vielfach gefragt. Ei-
nen Schwerpunkt ihrer Tätig-

keit bildet die Förderung der 
politischen Partizipation von 
Frauen im nationalen und in-
ternationalen Kontext. 
Helga Lukoschat studierte 
Germanistik, Politikwissen-
schaft und Geschichte in Er-
langen und Berlin. Anschlie-
ßend war sie als Journalistin 
und Publizistin tätig und pro-
movierte mit einer Studie 
über Frauen in Führungspo-
sitionen an der Technischen 
Universität Berlin.
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Online-Shops machen es vor

Sie haben sicher schon einmal 
im Internet eingekauft. Haben 
Sie dabei auch auf die Emp­
fehlungen oder Käufe anderer 
KundInnen geklickt, die extra für 
Sie erstellt worden sind? Haben 
Sie Angebote verglichen, Ihre 
Bestellung verfolgt oder online 
bezahlt? Wenn ja – warum ha­
ben Sie den Online-Shop dem 
Geschäft vor Ort vorgezogen? 
War es die große Auswahl, die 
Verfügbarkeit der Produkte rund 
um die Uhr, die Empfehlungen, 
oder die Vergleichbarkeit der An­
gebote? Hat es Ihnen gefallen, 
zu wissen, wann die Bestellung 
bei Ihnen ankommen wird? Ha­
ben Sie für den Einkauf vielleicht 
sogar Ihr Smartphone verwen­
det? Je häufiger Sie mit ja ge­
antwortet haben, desto genauer 
wissen Sie, was Online-Shopper 
an wirtschaftlichen Angeboten 
schätzen und was daher Men­
schen auch immer häufiger von 
der Verwaltung erwarten. Si­
cher hinkt ein direkter Vergleich 
von Online-Shopping-Aktivitäten 
mit der Nutzung von Online-An­

niger als die Hälfte der Befrag­
ten online ein.

Vergleicht man dies mit der Er­
hebung der Statistik Austria zur 
E-Government-Nutzung (Statistik 
Austria, Europäische Erhebung 
über den IKT-Einsatz in Haushal­
ten 2017), so gaben 2017 62 % 
an, in den letzten zwölf Monaten 
E-Government privat genutzt zu 
haben – ähnlich also wie beim 
Online-Shopping. Überwiegend 
wurde hier aber nach Informatio­
nen gesucht (50,3 %), und deut­
lich weniger Befragte luden zum 
Beispiel Formulare herunter. 
Die Gruppe der 35–44-Jährigen 
nutzt E-Government am meisten 
(76,8 %).

… und Verwaltungen machen
es nach?

Geht man davon aus, dass Men­
schen sich auch von der Verwal­
tung innovative Lösungen und 
Kundenservice versprechen, 
so muss sich diese fragen, wie 
sie diese Erwartungen erfüllen 
kann. Konsequenterweise kann 
daher gefragt werden: Ist der Bo­

geboten der Verwaltung. Denn 
Behördenkontakte sind einfach 
um ein Vielfaches geringer als 
das Bedürfnis nach Konsumgü­
tern. Und dennoch werden die 
Angebote der Verwaltung oft mit 
denen der Wirtschaft verglichen. 
Was denken Sie? Wie würde 
das beste Online-Service Ihrer 
Gemeinde gegen Ihren Lieb­
lings-Online-Shop abschneiden? 
Online einkaufende BürgerInnen 
jeden Alters gibt es jedenfalls 
genug (siehe Abb.). Nur so viel 
vorweg: Es gibt bezüglich der 
Nutzung von E-Government-Ange­
boten noch viel Luft nach oben
 
Wie viele BürgerInnen sich mehr 
und mehr an diese Services ge­
wöhnen könnten, ergibt sich aus 
Befragungen der Statistik Austria 
(Europäische Erhebungen über 
den IKT-Einsatz in Haushalten 
2003 bis 2017): Im Jahr 2017 
kauften 61,6 % der Befragten 
online ein. Diese Bereitschaft ist 
wie beim E-Government altersab­
hängig: 2017 kaufte die jüngste 
Gruppe (16–24 Jahre) am häu­
figsten online ein (86,7 %). Von 
den 55–64-Jährigen kauften we­
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An diesem Robo-Kiosk können 
BürgerInnen einen Reisepass 
beantragen. Wie stehen Sie zu 
angeordneter Online-Selbstbe­
dienung wie in Dänemark und zu 
Selbstbedienungs-Kiosken wie 
diesem? Sind das Freunde oder 
Feinde der Verwaltung?

Sie bekommen neue Arbeits-
mittel und fahren zu virtuellen
Lokalaugenscheinen

Die 2012 veröffentlichten Ergeb­
nisse aus dem Forschungspro­
jekt Office21 (Fraunhofer IAO) 
zur Arbeits- und Lebenswelt von 
Büro- und WissensarbeiterInnen 
im Jahr 2025 beinhalten Zu­
kunftsideen wie die einer digi­
talen Tapete, dreidimensionale 
Präsentationen, den Wegfall von 
Suchen oder Archivieren und die 
Anpassung der Arbeit an den Le­
bensstil. Auch könnte Zeit mit 
der Familie flexibler gestaltet 
werden. Ähnlich der Augmented 
Reality im Handwerksbetrieb 
(Weidner 2017) könnten im Amt 
der Zukunft neue Technologien 
zur Visualisierung bei Aktenein­
sicht oder als personalisiertes 

tragt werden und Unterstützung 
bei der Nutzung wird geboten. 

Für österreichische Gemeinden 
geht es nicht darum, Termine 
mit BürgerInnen zu vermeiden. 
Die Frage ist jedoch, ob man be­
nutzerfreundliche Angebote auf 
drei Kanäle reduzieren könnte: 
auf vollautomatisierte Verfah­
rensabläufe, persönliche Vor­
sprache (ohne Papierformulare) 
und strukturierte elektronische 
Kommunikation.
 
Das Gemeindebüro der Zukunft:
Wie digitale Lösungen Ihre 
Arbeit verändern könnten

Routineaufgaben erledigen nicht
Sie

Digitale Lösungen können Rou­
tineaufgaben übernehmen und 
GemeindemitarbeiterInnen ent­
lasten. Selbstbedienungsstellen 
und Roboter können rund um die 
Uhr reagieren. Ein Beispiel für 
eine im Einsatz stehende Selbst­
bedienungsstelle mit Robo­
ter-Merkmalen befindet sich im 
Immigration Tower in Hongkong. 

tengang mit Kuvert von A nach B 
noch zeitgemäß? Heute machen 
Informations- und Kommunikati­
onstechnologien vieles möglich, 
und das Smartphone ist in den 
Alltag eingezogen. Das verlangt 
nach mobilen Lösungen. Tenden­
ziell ist für BürgerInnen digitale 
Kommunikation ein Mehrwert. 
Die meisten schätzen es jedoch, 
wenn sie entscheiden können, 
ob sie persönlich zum Amt kom­
men oder lieber ein Online-Ange­
bot nutzen wollen. 

In Österreich werden die zehn 
am häufigsten genutzten Verwal­
tungsleistungen über eine zen­
trale Online-Plattform, http://
oesterreich.gv.at/, angeboten, 
was nicht heißt, dass der digita­
le Amtsweg verpflichtend vorge­
schrieben ist. Ganz anders wird 
dies beispielsweise in Dänemark 
gehandhabt, wo die zwingende 
Nutzung von Online-Services der 
öffentlichen Verwaltung gesetz­
lich verankert und dies als der 
größte Erfolg der Digitalen Stra­
tegie 2016–2020 bezeichnet 
wurde (Zeberg 2018). Ausnah­
men können persönlich bean­
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werden. Glaubt man einer Vor­
hersage von Accenture, so wird 
in Österreich das Wirtschafts­
wachstum bis 2035 durch künst­
liche Intelligenz um jährlich 3 % 
steigen. Die Universität Stanford 
sieht ein mögliches vorüberge­
hendes oder permanentes Ide­
en-Wachstum voraus, langfristig 
bestünde jedoch die Gefahr der 
Nachahmung über KI (Aghion et 
al. 2017). Zu den Fragen, die 
noch zu beantworten sind, gehö­
ren jedenfalls ethische Fragen, 
z. B., wer Algorithmen kontrol­
liert und wann diese transparent 
sein sollen. Maschinen sollen 
Menschen dabei unterstützen, 
sich auf Tätigkeiten konzentrie­
ren zu können, die für sie den 
meisten Wert haben. Und spezi­
ell beim Kundenservice und bei 
persönlicher Beratung wird der 
Einsatz von lernfähiger KI bzw. 
Bots (Brüstle 2018) ausgebaut 
werden.

Sie betreuen nur zwei Arten von
Verfahrensanstößen

Wahlfreiheit könnte für BürgerIn­
nen zukünftig heißen, zwischen 

fordert sind Prozess-Wissen und 
fachübergreifendes Arbeiten, 
damit Menschen für kreativ-in­
telligente oder sozial-interaktive 
Tätigkeiten bereit sind (Arntz et 
al. 2017).
 
Sie haben eine/n neue/n 
Praktikantin/Praktikanten

Bei Verfahren mit klar messba­
ren Voraussetzungen können 
selbstlernende Programme für 
mehr Effizienz sorgen, indem sie 
Standardfälle automatisiert ab­
wickeln. Bei Ermessensentschei­
dungen erscheint der Einsatz 
einer/eines künstlich intelligen­
ten Praktikantin/Praktikanten 
schon schwieriger. Die fortlau­
fende Weiterentwicklung lernen­
der Systeme könnte hier jedoch 
einiges verändern. Zunächst 
müssen diese jedoch, wie sonst 
auch, von ExpertInnen der Ge­
meinde lernen. Vorsicht jedoch 
bei der Annahme neutraler Sys­
teme: Auch in Algorithmen kön­
nen sich Diskriminierungen oder 
Programmschwächen verste­
cken. Deshalb müssen nachvoll­
ziehbare Systeme geschaffen 

Nachschlagewerk der Gemein­
demitarbeiterInnen zum Einsatz 
kommen. Denkbar ist auch ein 
virtueller Lokalaugenschein bzw. 
Fernkonsultationen sowie ein 
personalisierter Arbeitsplatz, 
der mit Licht und Temperatur auf 
ihre Stimmung eingeht.

Sie haben mehr Zeit für kreative
oder soziale Tätigkeiten

Wie könnte die Arbeitsteilung 
von Mensch und Künstlicher In­
telligenz (KI) in der Verwaltung 
aussehen? In der Versicherungs­
branche entscheiden oft Algo­
rithmen über die Deckung eines 
Schadens, während Menschen 
für komplexere Fälle zuständig 
sind. Der Angst vor drohender 
Arbeitslosigkeit steht die Prog­
nose der Schaffung von Arbeits­
plätzen durch die Digitalisierung 
gegenüber (Bidder 2017): Trend- 
und Zukunftsforscher Matthias 
Horx (2015) behauptet, dass 
die Technologie immer neue Ar­
beit hervorbringen würde, indem 
neue Bedürfnisse, Berufe und 
Tätigkeiten geprägt würden. Es 
braucht aber Anpassungen: Ge­

liche Lösung wäre, über vernetz­
te Systeme Versorgungsfragen 
mit dem Smartphone zu steu­
ern. Im intelligenten Dorf der 
Zukunft erledigt das autonome 
Auto einen Krankentransport 
– und stellt auf dem Rückweg 
noch schnell ein Paket zu. Und 
Risikopatienten oder ältere Men­
schen können vom Einsatz von 
KI in Wohnräumen profitieren. 
Standortunterschiede könnten 
sich verringern: Für die Ansied­
lung von Unternehmen maßgeb­
liche Kulturangebote werden 
zukünftig auch im Dorf erlebbar 
gemacht. Mit Virtual-Reality-Sys­
temen kann man das städtische 
Kulturangebot live erleben oder 
berufliche Besprechungen aus 
der Ferne abhalten. So könnten 
besonders digitale Gemeinden 
gesellschaftlich und touristisch 
aufsteigen.

Resümee

Natürlich sind beim Einsatz neu­
er Technologien stets verschie­
dene Interessen abzuwägen, 
und nicht jeder Bereich eignet 
sich dafür. Menschen sollten 

Gebietskörperschaften-übergrei­
fend. Wirklich zeitsparend ist 
außerdem nicht die Suche nach 
einem Angebot, sondern wenn 
dieses bereits vorgeschlagen 
wird. Die Navigation zu Informa­
tionsangeboten wird durch Per­
sonalisierung weiter vereinfacht 
werden. Hier wird auf Bilder, 
wenige Klicks, Sprachsteuerung 
oder Steuerung über Pupillenbe­
wegungen zurückgegriffen wer­
den.

Die smarte Stadt ist in aller 
Munde: Neue Konzepte sollen 
diese fortschrittlicher, grüner 
und sozial inklusiver machen. 
Was aber ist mit kleineren Ge­
meinden bzw. dem intelligenten 
Dorf? Das Fraunhofer-Institut 
IESE erforscht in Kaiserslautern 
sogenannte „smart rural areas“: 
Unternehmen testen ihre Visi­
onen für den ländlichen Raum, 
beispielsweise neue Mobilitäts­
lösungen. In vielen Regionen 
wird die Versorgung schwieriger: 
Unwirtschaftliche Müllentsor­
gung oder Probleme mit der me­
dizinischen Versorgung sind nur 
zwei der Gründe dafür. Eine mög­

persönlichem Amtsweg oder 
strukturierter elektronischer 
Kommunikation zu wählen. Ist 
ein Verfahren vollautomatisiert, 
werden die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf Leistungen der 
Verwaltung anhand vorliegender 
Daten geprüft – wie beispielswei­
se bei der antragslosen Famili­
enbeihilfe – und kein/e Gemein­
demitarbeiterIn damit behelligt. 
Beim persönlichen Amtsweg 
könnte die Antragsstellung vor 
Ort elektronisch mit der/dem 
MitarbeiterIn erfolgen. Die Über­
tragung von Papierformularen in 
elektronische Systeme könnte 
so überflüssig werden. Struktu­
riert elektronisch ist das Ansto­
ßen des Verwaltungsverfahrens 
durch einen online gesetzten 
Schritt der/des Bürgerin/Bür­
gers, sei es ein Antrag mittels 
vereinfachtem mobilem E-Formu­
lar oder via Webservice.

Lebensqualität im intelligenten
Dorf

Für zentrale elektronische Pro­
zesse braucht es Kooperation – 
sei es zwischen Gemeinden oder 
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Zur Lernfähigkeit siehe Brüstle 
(2018): Chatbots und künstli-
che Intelligenz: Prozessautoma-
tisierung und KI in der Öffentli-
chen Verwaltung, eGovernment 
Computing.
https://www.egovernment-com­
puting.de/prozessautomati­
sierung-und-ki-in-der-oef fentli­
chen-verwaltung-a-695231/

Bidder, Benjamin, Zukunft der 
Arbeit: Keine Angst, die Ma-
schinen kommen! Spiegel On-
line, 30. August 2017.
h t t p : / / w w w. s p i e g e l . d e / 
wir tschaft/zukunft-der-arbeit- 
kollege-computer-und-die-angst- 
vor-dem-maschinenwinter-a- 
1163946.html

Kommune21
https://www.kommune21.de/
meldung_26542_Die+digitale+ 
Gemeinde.html

Zeberg (2018): Agency for Digi-
tisation, Dänemark, interviewt 
von Government Europa
https://www.governmenteuropa 
.eu/digital-post-digitisation-  
denmark/87389/

Verfahren aus einer Hand oder 
vollautomatisierte Verfahren 
sollten angestrebt werden – aus 
Gründen der Verwaltungseffizi­
enz und Bürgerorientierung. Und 
schließlich könnten kleinere Ge­
meinden unter dem Stichwort 
„intelligentes Dorf“ von der neu­
en Vernetzung profitieren.
 

Literaturtipps:

Accenturestrategy for ETNO, 
Lead or Lose – A Vision for Euro-
pe’s Digital Future, 9.
https://etno.eu/datas/digital- 
age/leadorlose.pdf

Arntz, Melanie, Gregory, Terry, 
und Zierahn, Ulrich: Digitalisie-
rung und die Zukunft der Arbeit. 
ifo Schnelldienst 7 / 2017 70. 
Jahrgang 13. April 2017.

Aghion, P., Jones, B. E, & Jone-
se, C. I. (2017, October 10): 
Artificial Intelligence and Eco-
nomic Growth.
https://web.stanford.edu/ 
~chadj/AI.pdf (21.05.2018)

für die Auswirkungen von Tech­
nologien in Bildungsangeboten 
sensibilisiert und Prozesse 
transparent dargestellt werden. 
Gerade im Bereich der Smart 
City finden sich viele Ideen, 
die auf den ländlichen Bereich 
übertragbar sind, aber nicht 1:1 
kopiert werden sollten (Kommu­
ne21). Die Verwaltung steht vor 
der Herausforderung, mit Ange­
boten der Wirtschaft nicht nur 
gleichzuziehen, sondern diese 
als Inspiration für neue Ange­
bote zu nehmen. Diese sollten 
aus BürgerInnensicht konzipiert 
und mobil optimal bedienbar 
sein. Eine Smartphone-taugliche 
Ansicht einer Webseite ist zu 
wenig: Ein radikales Neudesign 
von Prozessen ist notwendig, 
damit BürgerInnen mit wenigen 
Klicks und Text zum Ziel kom­
men. Künstliche Intelligenz und 
Bots sollten vermehrt für Routi­
neaufgaben eingesetzt werden 
und GemeindemitarbeiterInnen 
entlasten. Das Potenzial neuer 
Arbeitsmittel, von Virtual Rea­
lity und „künstlich intelligenter 
Praktikantinnen“ in der Verwal­
tung soll ausgelotet werden. 
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ist wissenschaftliche Mitarbei­
terin am Department für E-Go­
vernance in Wirtschaft und 
Verwaltung der Donau-Uni­
versität Krems. Sie studierte 
Rechtswissenschaften an der 
Universität Wien. Zu ihren For­
schungsschwerpunkten in na­
tionalen und internationalen 
Forschungsprojekten gehören 
rechtliche Aspekte IKT-unter­
stützter Prozessverbesserung 
in der öffentlichen Verwal­
tung, Datenschutz, die Berei­
che E-Government und Open 
Government.

Judith Schoßböck, 37,

ist wissenschaftliche Mitarbei­
terin am Zentrum für E-Gover­
nance der Donau-Universität 
Krems und Hong-Kong-PhD-Fel­
lowship-Kandidatin an der City 
University Hong Kong. Sie ist 
Managing Editor des Open-Ac­
cess-eJournals JeDEM (jedem.
org) und am Symposium des 
Festivals für Digitale Kunst 
und Kulturen (paraflows.at) 
beteiligt. Zu ihren Forschungs­
interessen gehören Partizipa­
tion in digitalen Medien sowie 
die gesellschaftlichen und 
ethischen Auswirkungen von 
IKT und Datafizierung.

Peter Parycek, 46,

verantwortet als Universitäts­
professor für E-Governance 
das Department für E-Go­
vernance in Wirtschaft und 
Verwaltung und das Zentrum 
für E-Governance. Zusätzlich 
leitet er in Deutschland das 
Kompetenzzentrum Öffent­
liche IT (ÖFIT) am Fraunho­
fer Fokus Institut Berlin, das 
vom Bundesministerium des 
Innern gefördert wird. Das 
Kompetenzzentrum ÖFIT ver­
steht sich als Denkfabrik für 
erfolgreiche Digitalisierung 
des öffentlichen Raums und 
erarbeitet Empfehlungen für 
Politik und Verwaltung. 
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WLAN im öffentlichen Raum
Grenzenlose Kommunikation

Co-Working Spaces
für Start-ups, Kleinunternehmer, 
persönl. Dienstleister; 
flexibel, nicht zeitgebunden

Digitales Amt
zB auch für Online-Abstimmun-
gen über lokale Fragen

Selbstbedienungsstellen
für automatisierbare Amtswege,
nach Wahl

Echtzeit-Infoscreen, interaktiv
Informationen von und über  
lokale Angebote & Nachfragen

Smartphone
„Zentrale“ für sämtliche Gemeinde- 
relevanten Aktivitäten und Wege

Soziales Infonetz
Vernetzung: soziale Kontakte,  
Hobbygruppen, Kleinhändler

Das digitale Dorf

Highspeed-Datenanbindung
Voraussetzung für alle Funktionen 
im „digitalen Dorf“ > Verbindung 
zur Welt, zu anderen Gemeinden, 
Städten ...

Internet-Gruppen & Beratung
für ältere Menschen durch Jüngere 
> Generationen-Kooperation

Künstliche Intelligenz
zur Überwachung von Risiko-
patienten und älteren Menschen

Autonome Fahrzeuge
zB Fahrdienste f. ältere bzw. nicht 
mobile Personen; Paketzustellung

Private Connection Center
Individuelle Informationsdreh-
scheibe, Bestellungen, Kontakte ...

Home Office 
Flexible Berufstätigkeit, nicht orts-
gebunden

Virtual Reality Culture
Zugang zu kulturellen Angeboten 
via VR (Virtual Reality)
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Das Büro des Österreichischen Gemeindebundes 

vortr. HR Dr. Walter LEISS (Generalsekretär)
wHR Mag. Nicolaus DRIMMEL (Abt.-Leiter Recht und Internationales, stv. Generalsekretär)
Rinore GASHI (Sekretariat)
Konrad GSCHWANDTNER, Bakk. BA (Fachreferent Abteilung Recht und Internationales)
Mag. Bernhard HAUBENBERGER (Fachreferent Abteilung Recht und Internationales)
Blerda LOSHAJ (Sekretariat)
Sabrina NEUBAUER (Assistenz Presse & Kommunikation)
Mag. Anna NÖDL-ELLENBOGEN (Projektabwicklung)
Sarah REITHMAYR (Sekretariat)
Mag. Carina RUMPOLD (Pressesprecherin)
Claudia SEDLAK (Büroleitung)
Andreas STEINER, BA MA (Pressesprecher)
Petra STOSSIER (Sekretariat)
Beate WINKLER (Finanz- und Personaladministration)

Für einzelne Fachbereiche werden darüber hinaus Konsulenten zu Rat gezogen. 
Per E-Mail sind alle Mitarbeiter/innen über vorname.nachname@gemeindebund.gv.at erreichbar.

Kontakt: 
Österreichischer Gemeindebund 
Löwelstraße 6
1010 Wien 
Tel.: +43 (0)1 512 14 80 
www.gemeindebund.at 
office@gemeindebund.gv.at
 
Das Österreichische Gemeindebundbüro in Brüssel 
Mag. Daniela Fraiß (Büroleitung) 
Avenue de Cortenbergh 30
Tel.: +32 2 28 20 680 
E-Mail: oegemeindebund@skynet.be 

„Wir schaffen Heimat“ ist nicht 
nur Teil des Leitbilds des Öster-
reichischen Gemeindebundes, 
sondern auch täglicher Arbeits-
auftrag in der Interessensver-
tretung der heimischen Kommu-
nen.

2.098 Gemeinden gibt es derzeit 
in Österreich. 2.087 davon sind 
in den Landesverbänden des Ös­
terreichischen Gemeindebundes 
organisiert. Der Österreichische 
Gemeindebund ist die Dachorga­
nisation seiner Landesverbände 
und vertritt die Interessen der 
Kommunen auf Bundesebene. 
Diese Aufgabe ist verfassungs­
rechtlich abgesichert und gibt 
dem Gemeindebund das Man­
dat, für die Gemeinden auch Ver­
einbarungen zu treffen. 

Der Finanzausgleich ist sicher­
lich die wichtigste Vereinbarung, 
die zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden getroffen wird. Aber 

Vizepräsident/inn/en sowie die 
Präsident/inn/en der Landes­
verbände bilden das Präsidium. 
Zum Landesobmann können nur 
aktive Bürgermeister/innen ge­
wählt werden. 

Das operative Tagesgeschäft 
wird vom Generalsekretariat un­
ter der Führung von Dr. Walter 
Leiss erledigt. Mit insgesamt 14 
Mitarbeiter/inne/n ist die Struk­
tur sehr schlank. 

Die Landesverbände unterhal­
ten eigene Geschäftsstellen und 
vertreten die Interessen ihrer 
Mitgliedsgemeinden gegenüber 
ihren Bundesländern. Sie be­
gutachten Landesgesetze und 
schließen Vereinbarungen mit 
ihren Landesregierungen. 

Für weitere Informationen über 
die Arbeit des Gemeindebundes 
besuchen Sie bitte unsere Home­
page www.gemeindebund.at.

auch andere Themenfelder, wie 
etwa der Ausbau der Nachmit­
tagsbetreuung in den Schulen 
oder auch die Finanzierung der 
Pflege, werden vom Gemeinde­
bund für alle Gemeinden verhan­
delt. 

Die Kommunen selbst sind (frei­
willige) Mitglieder in ihren je­
weiligen Landesverbänden. Die 
Landesorganisationen wiederum 
sind Mitglieder des Österreichi­
schen Gemeindebundes. 

Oberstes Organ ist der Bundes­
vorstand, der 64 Mitglieder hat 
und zumindest zwei Mal pro Jahr 
zusammentritt. Wesentlich öfter 
tritt das Präsidium zusammen, 
um aktuelle politische Entwick­
lungen und Herausforderungen 
zu beraten. 

An der Spitze des Gemeinde­
bundes steht seit März 2017 
Präsident Bgm. Alfred Riedl. Die 

DER ÖSTERREICHISCHE
GEMEINDEBUND

http://www.gemeindebund.at
mailto:office%40gemeindebund.gv.at?subject=
mailto:oegemeindebund%40skynet.be?subject=
http://www.gemeindebund.at
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Organe und Gremien des Österreichischen Gemeindebundes (Stand Sommer 2018)
 
Präsidium

PRÄSIDIUM
ÖSTERREICHISCHER

GEMEINDEBUND

Präsident 
Bgm. Mag.
Alfred Riedl (NÖ) 

Mitglieder des Präsidiums mit beratender Stimme
 
Generalsekretär vortr. HR Dr. Walter Leiss 
Bgm. Hanspeter Wagner (int. Vertreter) 
Vbgm. Dr. Carmen Kiefer (int. Vertreterin) 
LAbg. GR Hannes Weninger (int. Vertreter) 
Bgm. Arnold Marbek (int. Vertreter) 
Bgm. Mag. Pauline Sterrer (int. Vertreterin) 
Bgm. Waltraud Schwammer (int. Vertreterin) 

Weitere Mitglieder im Präsidium
 
Präs. Bgm. Leo Radakovits (B-VP) 
Präs. Bgm. Erich Trummer (B-SP) 
Präs. Bgm. Peter Stauber (K) 
Präs. Bgm. Günther Mitterer (S) 
Präs. LAbg. Bgm. Erwin Dirnberger (St) 
Präs. Bgm. Mag. Ernst Schöpf (T) 
Präs. Bgm. Harald Köhlmeier (V) 

2. Vizepräsident 
Präs. Bgm.
Rupert Dworak (NÖ) 

1. Vizepräsident 
Präs. LAbg. Bgm.
Johann Hingsamer (OÖ)
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BUNDESVORSTAND
ÖSTERREICHISCHER

GEMEINDEBUND

Mitglieder Burgenland 
Präs. Bgm. Erich Trummer 
Präs. Bgm. Leo Radakovits
VPräs. BR-Präs. Bgm. Inge Posch-Gruska
VPräs. LAbg. Bgm. Mag. Thomas Steiner

Mitglieder Kärnten
Präs. Bgm. Peter Stauber
VPräs. LAbg. Bgm. Klaus Köchl
VPräs. NR Bgm. Maximilian Linder
VPräs. Bgm. Josef Müller
VPräs. Bgm. Christian Poglitsch

Mitglieder Niederösterreich
Präs. Bgm. KommR Mag. Alfred Riedl
Präs. Bgm. Rupert Dworak
VPräs. Bgm. Andreas Babler, MSc
LAbg. Bgm. Josef Balber
Mag. Sabine Blecha
LGf. Dir. GemR Mag. Ewald Buschenreiter
LAbg. Bgm. Margit Göll
VPräs. Bgm. Herbert Goldinger
NR Bgm. Renate Gruber
Bgm. Kurt Jantschitsch
Bgm. Manfred Marihart
VPräs. LAbg. Bgm. a. D. Karl Moser
VPräs. Bgm. Dipl.-Ing. Johannes Pressl
Bgm. Anette Töpfl
Bgm. Michaela Walla

Mitglieder Steiermark
Präs. LAbg. Bgm. Erwin Dirnberger
Bgm. Herbert Gugganig
Bgm. Robert Hammer
Bgm. Engelbert Huber
Bgm. Johann Kaufmann
Bgm. Peter Koch, MAS
Bgm. Gregor Löffler
Bgm. Reinhard Reisinger
Bgm. Ronald Schlager
VPräs. Bgm. Manfred Seebacher
VPräs. NR Bgm. Christoph Stark
Bgm. Johann Urschler

Mitglieder Tirol
Präs. Bgm. Mag. Ernst Schöpf
VPräs. Bgm. Franz Hauser
VPräs. Bgm. Christian Härtnig
VPräs. Bgm. Edgar Kopp
Bgm. Mag. Josef Mair
Bgm. Ing. Rudolf Puecher
Bgm. Johann Schweigkofler

Mitglieder Vorarlberg
Präs. Bgm. Harald Köhlmeier
VPräs. Bgm. Dipl.-Vw. Andrea Kaufmann
VPräs. Bgm. Werner Müller, MAS
Bgm. Mag. Harald Witwer

Mitglieder Oberösterreich
Präs. LAbg. Bgm. Johann Hingsamer
Bgm. Mag. Walter Brunner
Bgm. Johann Holzmann
VPräs. Bgm. Manfred Kalchmair
Bgm. Wilfried Kellermann
Bgm. Mag. Bettina Lancaster
VPräs. BR Bgm. Peter Oberlehner
Bgm. Mag. Anton Silber
Bgm. Karl Staudinger
Bgm. Andreas Stockinger
Bgm. Helmut Wallner
Bgm. Johann Weirathmüller

Mitglieder Salzburg
Präs. Bgm. Günther Mitterer
Bgm. Gerd Brand
Bgm. Wolfgang Eder
Präs. a. D. Bgm. a. D. Prof. Helmut  
        Mödlhammer
Bgm. Johann Warter
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EHRENMITGLIEDER
ÖSTERREICHISCHER

GEMEINDEBUND

Ehrenpräsidenten	
		
Präs. a. D. LTPräs. a. D. Bgm. a. D. OSR Ferdinand Reiter †
Präs. a. D. LTPräs. a. D. Bgm. a. D. Mag. Franz Romeder
Präs. a. D. Bgm. a. D. Prof. Helmut Mödlhammer
			 

Ehrenmitglieder des Präsidiums	
		
Generalsekretär a. D. vortr. HR i. R. Dr. Robert Hink
	
		
Träger des Ehrenringes	
		
Generalsekretär a. D. vortr. HR i. R. Dr. Robert Hink
Präs. a. D. Abg. z. LT u. NR a. D. Bgm. a. D. Hermann Kröll †
Präs. a. D. Bgm. a. D. Prof. Helmut Mödlhammer
Präs. a. D. Bgm. a. D. Rudolf Ostermann †
Präs. a. D. LTPräs. a. D. Bgm. a. D. OSR Ferdinand Reiter †
Präs. a. D. LTPräs. a. D. Bgm. a. D. Mag. Franz Romeder
			 
			 

Ehrenmitglieder		
	
Präs. a. D. Bgm Mag. Wilfried Berchtold
BR a. D. Bgm. a. D. Ludwig Bieringer
LTPräs. a. D. Bgm. a. D. Hans Ferlitsch
Bgm. a. D. Reinhold Fiedler
Dir. a. D. Hofrat Dr. Hans Gargitter
VPräs. a. D. Bgm. Valentin Andreas Happe
LR a. D. VPräs. a. D. Bgm. a. D. Fritz Knotzer
Präsident a. D. Bgm a. D. Anton Koczur †
LH a. D. Dr. Josef Krainer †
Präs. a. D. Abg. z. LT u. NR a. D. Bgm. a. D. Hermann Kröll †
Dir. a. D. Helmut Lackner
LGf. a. D. Dr. Helmut Ludwig
Präs. a. D. Bgm. a. D. Prof. Helmut Mödlhammer
Bgm. a. D. Erwin Mohr
HR Univ.-Prof. Dr. Hans Neuhofer
Bgm. a. D. Franz Ninaus
LTPräs. a. D. Bgm. a. D. Walter Prior
Präs. a. D. Bgm a. D. Günther Pumberger
Präs. a. D. Bgm a. D. Michael Racz
Präs. a. D. LAbg. a. D. Bgm. a. D. Dipl.-Volksw. Hubert Rauch †
Bgm. a. D. Dr. Hans Rauscher
Bgm. a. D. Vinzenz Rauscher
Präs. a. D. LTPräs. a. D. Bgm a. D. Mag. Franz Romeder
Präs. a. D. LAbg. a. D. Bgm a. D. Franz Rupp
Präs. a. D. Bgm. a. D. Ernst Schmid
Magistratsdirektor Mag. Christian Schneider
Bgm. a. D. Ökon.-Rat Hans Steiner
Präs. a. D. Bgm. Ferdinand Vouk
Präs. a. D. Bgm. a. D. Bernd Vögerle
Dir. a. D. Dr. Klaus Wenger
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Oberösterreichischer Gemeindebund
LAbg. Bgm. Johann Hingsamer (Präsident)
E-Mail: post@ooegemeindebund.at 
www.ooegemeindebund.at

Kärntner Gemeindebund
Bgm. Peter Stauber (Präsident) 
E-Mail: gemeindebund@ktn.gde.at 
www.kaerntner-gemeindebund.at

Tiroler Gemeindeverband
Bgm. Mag. Ernst Schöpf (Präsident) 
E-Mail: tiroler@gemeindeverband-tirol.at 
www.gemeindeverband-tirol.at

Salzburger Gemeindeverband
Bgm. Günther Mitterer (Präsident) 
E-Mail: gemeindeverband@salzburg.at 
www.gemeindeverband.salzburg.at

Vorarlberger Gemeindeverband
Bgm. Harald Köhlmeier (Präsident)
E-Mail: vbg.gemeindeverband@gemeindehaus.at  
www.gemeindeverband.at

Oberösterreich
440 Gemeinden

Salzburg
119 Gemeinden

Kärnten
132 Gemeinden

Tirol
279 Gemeinden

Vorarlberg
96 Gemeinden

Niederösterreichischer Gemeindebund
Bgm. KR Mag. Alfred Riedl (Präsident) 
E-Mail: post@noegemeindebund.at 
www.noegemeindebund.at

Verband sozialdem. Gemeindevertreter in NÖ
Bgm. Rupert Dworak (Präsident) 
E-Mail: office@gvvnoe.at 
www.gvvnoe.at

Burgenländischer Gemeindebund
Bgm. Leo Radakovits (Präsident) 
E-Mail: post@gemeindebund.bgld.gv.at 
www.gemeindebund-burgenland.at

Verband sozialdem. Gemeindevertreter im Burgenland
Bgm. Erich Trummer (Präsident) 
E-Mail: office@gvvbgld.at 
www.gvvbgld.at

Gemeindebund Steiermark
LAbg. Bgm. Erwin Dirnberger (Präsident) 
E-Mail: post@gemeindebund.steiermark.at 
www.gemeindebund.steiermark.at

Niederösterreich
573 Gemeinden

Steiermark
287 Gemeinden

Burgenland
171 Gemeinden

Wien
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http://www.gemeindebund-burgenland.at
mailto:office%40gvvbgld.at?subject=
http://www.gvvbgld.at
mailto:post%40gemeindebund.steiermark.at%20?subject=
http://www.gemeindebund.steiermark.at


9594

Dorf
Wirt
Dorf
Wirt

BüchereiBücherei

700 Hallen- und Freibäder,
Natur-, See- und Strandbäder

6.000 Euro gibt jede Gemeinde 
pro Kindergartenkind und Jahr aus

93 Prozent der Drei- bis Fünfjährigen 
werden in Kindergärten betreut

3.251 Kindergärten
769 Kinderkrippen

13.900 Sportvereine
117.800 Vereine

390 öffentliche 
Pflegeheime mit
36.000 Betten

750 Rettungsdienststellen
79.000 Freiwillige bei 
Rettungsdiensten

1.359 Post-Partner
445 Post-Filialen

11,1 Mrd. Euro betragen
die Finanzschulden der

Gemeinden (ohne Wien)

Zwei Drittel aller Gebäude in 
Österreich sind Einfamilienhäuser 

79.000 km Trinkwasserleitungen

88.700 km Gemeindestraßen
das sind 71 Prozent aller Straßen

43.000 km Güterwege

13.700 km Radwege

Die Gemeinden sind Erhalter von
rund 4.277 Pflichtschulen und
stellen 2.200 Betreuungs-
einrichtungen für Schüler bereit 

2.300 Euro gibt jede Gemeinde 
pro Schulkind und Jahr aus

4.500 Freiwillige Feuerwehren 
und Feuerwehr-Häuser
340.000 Mitglieder

76 Prozent der Stromerzeugung 
kommt aus erneuerbaren Quellen

1 Mio.  Straßenlaternen
ca. 250.000 wurden schon
auf neue Technologien umgerüstet 

2.000 Bauhöfe und
1.300 Recyclinghöfe werden
von Kommunen betrieben

60.000 Gebäude im
Eigentum der Gemeinden

89.000 km Kanalnetz
2.000 öffentliche Kläranlagen

1.560 Landärzte
Auf einen Landarzt kommen 
rund 2.300 Einwohner 

2.098 Bürgermeister
davon 7,6 Prozent weiblich 

ca. 1.000
Polizeiinspektionen

631 kommunale
Büchereien
11 Mio. Bücher,
Filme, CDs, Spiele,
Zeitschriften

550 Mio. Euro 
investieren die 
Gemeinden jedes Jahr
in Straßenbau und 
öffentlichen Nahverkehr 39.000 Gemeinderäte519.000 Benutzer/innen

61,8 Prozent aller 
Abfälle werden 
recycelt  

1,4 Mio. Altpapiertonnen

74.600 Gemeindebedienstete
(ohne Wien) davon 15 Prozent

in der Verwaltung

19,2 Mrd. Euro Einnahmen 

Was unsere Gemeinden leisten...

Diese Grafi k ist urheberrechtlich geschützt. Änderungen und 
 Verwendung nur mit Zustimmung des Gemeindebundes.www.gemeindebund.at
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